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Aktionen der Frledenshewegung
im Herbst 1987

psl5hing IA und NATO-Bunker: Aktionen in
Landsbery Geilenkirchen, Arsbeck und Linnici
Pershing ll: Blockaden in Mutlangen, Neu-Ulm,
Kettershausen, Heilbronn ...

Cruise-Missiles: Blockade in
Hasselbach/Hunsrück

Atomanlagen: Aktionstage und Demonstration
gegen die WAA Waelrersdorf

Atomwafienfreies Europa: Olof-Palme-
Friedensmarsch, Demonstration in Brüssel

Friedenswoctre im November

Aktions- und Strategiekomferenz
der Friedensbewegerng
am 28" /29. Novernber 87



Termine
5. September
"Countdown in Hasselbach" - Uraufführung eines Thea-

terstücks der Berliner Compagnie in Kirchberg/Hunsrück

Kontakfi Berliner Compagnie, c/o Gerhard Fries, Schil-

lerstraße 97, 1000 Berlin 12, T el.; O3O-3L36134

12. - 13. September
Arbeitskonferetz zr den Handlungsperspektiven unab-

hängiger Friedens- und Anti-Kriegs-Arbeit in Frankfurt,

Mainzer Landstr. 147

KontakcFördergemeinschaft unabhängige Friedensarbeit
St. Pauli-Str. IA-17,?ßW Bremen 1, Tel.: 0421-78966

26. - 27. September
4. Pädagogen-Friedens-Kongreß in Mannheim
Kontakü Kongreß-Büro, Stadtjugendring Mannheim,

W I0, 6800 Mannheim L, Telefo n: M2I-?n97 |

3. - 4. Oktober
Forum der Krefelder Initiative, Nürnberg
Kontakü Krefelder Initiative, Amsterdamer' Straße 64,

5000 Köln, Telefon: 022L'7ffi94

16. - 18. Oktober
Forum der Initiative Informatiker für Frieden und ge-

sellschaftliche Verantwortung, München

6. November
Kongreß der bundesdeutschen Sektion der IPPNW in Es-

sen
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6. - 8. November
Tagung "Forscher und Praktiker zur Friedensbewegung"
in Saarbrücken
Kontakü Thomas Leif, Taunusstraße 66, 6200 Wiesbaden,

Telefon: Ml2l-525556

28. -29. November
Bundesweite Aktions- und Strategiekonferenz der Frie-
densbewegung
Kontakt: Koordinierungsausschuß

28. - 29.'November
Internationaler Kongreß "Kultur gegen Krieg - Wis-

senschaft firr den Frieden" in Hannover
Kontakl Kulturwissenschaftler fü,r Frieden und Abrü-
stung ia Ost und West, c/o Dr. H.-J. Häßler, Trierer
Straße 6, 3000 Hannover 1, Tel.: 0511-8093497

4. - 6. Dezember
Tagung "Gewaltfreie Politik in der BRD"
Kontakt Graswurzelwerkstätt, Scharnhorststraße 6, 5000

Köln 1-, T el.: 0221-765842

17. - 19. Juni 88
Kongreß "Ohne Waffen - Aber nicht wehrlos" Wege zur

Sozialen Verteidigung in Minden
Kontakl AG Friedenswoche Minden, Alte Kirchstraße 1,

4950 Minden, T el.: 057 L-24339

Die Expertenkartei
Beiträge der Wissen?chaftler zu Frieden und AbJilsrlgng

Veröffentlicht im Informationsdienst Wissenschaft und Frieden Hefte 3-511985 und Ilt986

wird renoviert:

'13 Namen und Sachgebiete von ca. 500 Experten
* ntThemen wie

Friedensforschung
Verantwortung der Wissenschaft
Miliftirische Röile der Wissenschaft
Ursachen für Rüstung und Krieg
Militärstrategien
Militlirtechnoloeien
Militarisierune äer Gesellschaft
Rüstungs- und= Krie gsfolgen
Abrüstüns: Konzeptionen und Friedensbewegung

* geordnet iach Sachgebiet, Reqion,.Alphabet
* -dazueine Übersicht über Friedensinitiativen

it" Wiss""scttafisbereich und Kontaktadressen an Hochschulen

Die Expertenkartei
- ein näitrag zur Verbreitung der Kenntnisse über Rüstung und Krieg
- zur Qualifizierung der Friedensarbeit
- zur Vernetzung dir Friedenswissenschaft

Die neue Expertenkartei erscheint am 1.9.1987 - rechtzeitig zur Friedenswoche! Preis: 1-8,- DM

Die Expertenkartei kann bestellt werden bei:
Informätionsstelle Wissenschaft und Frieden, Reuterstraße 4,5n0 Bonn 1, Tel':02?ß12L0744
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Liebe Freundinnen, lieh Freunde,

füLr die Verschrottung der Atomraketen, für den ersten
Schritt zur Abrüstung - datth demonstrierten 100.000
Menschen am 1.3. Juni in Bonn. Seit dem Herbst l-983 war
dies die erste gloße Friedensdemonstration in der Bun-
deshauptstadt. Weder die Täuschungsversuche der Bun-
desregierung über ihre Absicht, ein Abrüstungsab-
kommen zu hintertreiben, noch lästige Rechtsunsicher-
heiten wegen der Hofgartenwiese und auch nicht das

schlechte Wetter haben dies ernsthaft infrage stellen
können.

Wer hoffte, die Friedensbewegpng werde sich durch die
internationale Entwicklung oder vielversprechende
Worthä'lsen der Bundesregierung überflüssig machen las-

sen, ist einem Wunschdenken aufgesessen. Die Friedens-
bewegung ist da, und sie ist fähig flexibel einzugreifen,
wenn es die politische Enrwicklung notwendig macht.

Vor der Demonstration gab es auch in der Bewegung
selbst die Frage, ob in so kurzer Zeitn einer sehr verän-
derten Situation eine bundesweite Großaktion machbar
und sinnvoll ist. Heute kann eindeutig festgestellt werden,
daß die Entscheidung notwendig und richtig war. Die
Friedensbewegung formulierte in Bonn die Erwartungen
der großen Mehrheit der Bevölkerung: die Atomraketen
müssen ohne Wenn und Aber, ohne neue Auf- und Um-
rüstungen verschrottet werden.

Und dies wenige Tage nach der Regierungserklärung
vom 4. Juni, mit der Bundeskalzler Kohl ein halbes Ja
zur "Null-Lösung" bei den weitreichenden Mittelstrecken-
raketen und mit dem Festhalten an den Pershing IA ein
klares Nein zur "doppelten Null-Lösung" gesprochen hat.
Wie sehr sich die Aufrüster dieses Landes getroffen füh-
len, zeigte CDU-Generalsekret?ir Heiner Geißler mit ei-
ner Presseerftlipng nm Tag der Demonstration. Darin
versuchte er, die Friedensbewegung als "inhaltsleere
Protestbewegung ohne politische Zukunft" zu diffamie-
ren. Treffender Kommentar der Franltfurter Rundsclmu:
"Geißlers Schmerz".

Unsere Demonstration ist umso höher zu bewerten. wenn
wir uns in Erinnerung rufen, welche öffentliche Resonanz
die Regier"ngserklärung vom 4. Juni ausgelöst hatte. Wer
nicht genau hingehört hat, der sah in den Schlagzeilen
nur, daß der Abzug der Atomraketen beschlossene Sache

sei. In vielen Orten wurde die Frage gestellt "warum jetzt
noch demonstrieren?". Die Sandkastenspiele der Bundes-
regierung um Auf-, Ab- und Umrüstung schaffen Verun-
sicherung. Es bleibt unverzichtbar, daß die Friedensbe-
wegung hart am Ball bleibt, um dieser Einlullerei Paroli
zu bieten, u den ewigen "Nachrüstern" unsere Argu-
mente und Forderungen entgegensetzen z;tt können.

Wir wissen: Ohne die Friedensbewegung wäre die heute
gegebene Chance zur Abrüstung nicht mOglich gewesen,

ohne uns wird sie nicht genutzt werden, und nur durch
massiven außerparlamentarischen Druck wird der Weg
zum atomwaffenfreien Europa beschritten werden. In der
Abschlußerklärungvom 13. Juni haben wir gesagt, daß es

für uns nur eine Friedenslogik gibc Frieden schaffen
ohne Waffen!

Rundbief 4187

Wir wissen: die Bundesregierung
will keine Abrüstung und versucht mehi
oder weniger offen, sie zu verhindern. Auch
in den USA haben die Aufrüster ihre Arbeit kei-

neswegs eingestellt. Selbst eine \'rgltragsunterzeichung
wäe noch keine Garantie dafür, daß es tatsächlich anm

Abbau von Raketen und zu einem Einstieg in die Abrä-
stung kommt. DafUr sind im Herbst weitere Aktionen
notwendig.

In diesem Herbst wird es wichtig sein, Ziele wie atom-

waffenfreies Europa, konventionelle Abrüstung; Verhin-
derung der Weltraumrüstuig, politische Friedenssiche'

rung, Versöhnung mit den Völkern Osteuropas, Solida-

ritai mit den Menschen in der "3. Welt", Zusammenarbeit

bei der Lösung weltumspannender Aufgaben und anderes

mehr konkreter zu fassen und daraus umsetzbare Argu-
mente und Forderungen zu machen.

Die vielen schon beschlossenen und in Planung befindli-
chen örtlichen und regionalen Aktionen, an Stationie-

rungsorten von Atomwaffen sowie Aktivitäten zur Über-
zeugungsarbeit in allen gesellschaftlichen Bereichen zei-

gen, daß niemand in der Friedensbewegung die Zeit fur
erwartungsvolles Abwarten gekomrnen sieht. Friedens-

märsche, Blockade- und Friedenswochen -dieser Herbst

steht im 7*ichen regionaler und örtlicher Aktions- und
Informationsveranstaltungen. Viele Freunde in westeu-

ropäischen Friedensgruppen haben sich ftiLr den 25. Ok-
tober 1987 bereits ftir eine Großveranstaltung in Brüssel

verabredet. Der Koordinierungsausschuß wird für die

verschiedenen Herbstaktivitäten Informations- und Ar-
gumentationsmaterialien zur Verfügung stellen. Mit Blick
auf die Aktions- und Strategiediskussion am 28./29. No-

vember 1987 werden wir eine umfassende Diskussion

über die weitere Arbeit füüren müssen. Eine Reihe von
Beiträgen in diesem Rundbrief sollen hierfün erste Zei-
chen setzen.

Last not Leasü Die Kosten für die Demonstration, die ihr
folgenden Prozesse und die weitere Arbeit des Koordi-
nieiungsausschusses sind bisher nicht gedeckt, die Wei-

terarbeit gefährdet. Die nach Aktionen üblichen Ausga-

bebeschränkungen allein reichen nicht aus, denn schon

die Miete für ein Büro und die Bezahlung eines einzigen

Mitarbeiters übersteigen gegenwtirtig die Finanzkraft des

Koordinierungsaussc'husses. Wenn ein Bonner Büro füLr

unsere gemeinsame Friedensarbeit verfügbar bleiben soll,

brauchen wir dringend Eure Unterstützung.

Herzliche Grüße
Euer Koordinierungs au s s chufi
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"Chance zur Abrüstung?"

Mit der Demonstration am 13. Juni in Bonn hat die Frie-

densbewegung einer größeren Öffentlichkeit deutlich ma-

chen können, daß blindes Vertrauen in Verhandlungen
und Regierungspolitik verfehlt ist. Nach der Erklärung
der Bundesregierung zur "Null-Lösung" hat es aber Irri-
tationen gegeben, die bis heute nicht ausgeräumt sind.
Viele Menschen glauben, die Chance zur Abrüstung sei

greifbar nahe und ihre Verwirklichung nur eine Frage der
Zeit.

Wer sich aber die Regierungserklärung genau ansieht,
wird darin ein klares Ja zw "Null-Lösung" für Mittel-
streckenraketen mit Reichweiten über 1000 km vergeb-

lich suchen. Stattdessen findet sich ein kaum verschlüs-

seltes Nein zur sogenannten "doppelten Null-Lösung" für
Raketen von 500 bis 1000 km. Denn das Festhalten an

den Pershing IA der Bundeswehr bedeutet, daß die Bun-
desregierung eine zweite "Null-Lösung" nicht verwirkli-
chen will. Ohne eine Einbeziehung der entsprechenden
amerika"ischen Sprengköpfe wird es eine Abrüstung in
diesem Bereich kaum geben.

Die Bundesregierung argumentiert dabei mit der Be-

hauptung, bei diesen Systemen handele es sich um "Dritt-
staatensysteme", über die die USA in Genf nicht verhan-

deln könnten. Worum es geht, erklärte Verteidigungsmi-
nister Wörner mit der Feststellung, diese Systeme seien

der Schlüssel zur Aufrüstung bei see- und luftgestützten
Atomwaffen mit einer Reichweite weit auf das Territo-
rium des Warschauer Vertrages.

Praktisch wird die Bundesrepublik damit den Atom-
mächten Frankreich und Großbritannien gleichgestellt

und der Status einer eigenen bundesdeutschen Atom-
macht beansprucht. Gleichzeitig geht es um die Rechtfer-
tUung von atomaren Aufrüstungen, mit denen die bisher
den Pershing II und Cruise Missiles zugedachten Aufga-
ben von anderen Waffensystemen wahrgenommen wer-
den sollen. Die Bundesregierung errichtet somit Barrie-
ren und rüstungspolitische Auffanglinien, um Abrüstung
zu blockieren bzil.t. zltr unterlaufen.

Auch in den Verhandlungen anischen USA und Sow-
jetunion in Genf gibt es gravierende Probleme. Nachdem

die Sowjetunion die weitreichenden Kontrollforderungen
der USA für den Westen überraschenderweise positiv be-
antwortet ha! melden sich westliche Militärs und Rü-
stungskonzerne mit "Bedenken" bei einer Vor-Ort-Kon-
trolle in ihren Einrichtungen. Es ist noch nicht absehbar,
ob und wie eine Einigung erreichbar ist.

Die USA fordern weiterhin für sich das Recht, Pershing
II in Pershing IB umrüsten und sie ihren westeuropäi-

schen Verbüudeten übergeben zu dtirfen. Dabei verkop-
peln sich Ziele der US- und der Bundesregierung, da die
Pershing IB die modernisierte Version der Pershing IA
ist. die in den 90er Jahren von der Bundeswehr beschafft
werden soll. Für die Cruise Missiles 5i1d ähnliche Forde-
rungen erhoben worden: die USA wollen das Recht, die

heute landgestützten Systeme auf See zu stationieren. Die
Sowjetunion fordert dagegen die tatsächliche und etsatz-

lose Verschrottung sowohl der Pershing II als auch der

Cruise Missiles.

Ebenfalls noch umstritten ist die Frage, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen auf beiden Seiten je 100 Mittel-
stre ckensysteme verbleiben. Die Sowj etunion verlangt als

Gegenleistung für einen Verzicht auf solche Systeme in
ihren asiatischen Gebieten, daß die USA zugleich auf die

Stationierung von Atomwaffen in dem Raum verzichten.

Für einflußreiche Kreise in den USA ist ein "Null-Lö-
sungs"-Abkommen kein Einstieg in eine Abrüstungspoli-
tik, sondern wenn überhaupt eine Maßnahme, die Aufrü-
stung in anderen Bereichen rechtfertigen und politische

durchsetzbar machen soll. Aber auch eine "Null-Lösung"
wird als "gefährlich" angesehen, da nicht nur militärische
Optionen entfallen, sondern ein Beispiel für die'Möglich-
keit der Abrüstung von modernen Atomwaffen gegeben

wird.

Sollte es trotz der genannten Schwierigkeiten zu einer

Vertragsunterzeichnung für eine oder beide "Null-Lösun-
gen" kommen, ist die weitere Entwicklung um das Ab-
kommen immer noch offen. Nicht auszuschließen und zu

befürchten ist, daß im amerikanischen Kongreß die Rati-
fizierung verschleppt wird und fitr die Zeit des Präsident-

schaftswahlkampfes auf Eis gelegt wird. Ohne ein Ab-
kommen völkerrechtlich verbindlich unterzeichnet zu ha-

ben, werden die USA aber mit der Beseitig'ng der Mit-
telstreckenraketen nicht beeinnen.

ie Friedensbewegung hat Möglichkeiten, auf die weitere
,ntrvicklung Einfluß zu nehmen. Zum einen gibt es große

Schadr dem Bauern ZrichnunS: Hsnel
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...verworrene Typenvielfalt
I1n Z-rysa\lnenhang mit der einfuchen und doppelten "NulhLösurtg" wird davon geredet, die Pershing ll-Raketen in
P_ershing IB umzubauen; es wird darüber gesprööhen, die Pershing f4 der Bundestiehr durch PenhingiB zu ersetzen.
Zugleich kommt eine Pershirtg mit konveitionellent Sprengkopf iln dte Oßkussion. Eine scheinbar velrwonene Typen-
vielfult.

Doch irn Grunde ist alles ganz einfach: Pershing II, Pershing IB und Pershing mit konventionellem Sprengkopf - es geht
um ein und dasselbe Waffensystem. Dies geht aus Pubtikatibnen der Herstellerfirma Maftin Maieni ebeiso-henoiwie
aus technischen Anweisungen der US-Armv.

"In der Stan.dardkonfiguanion ist die Pershing II eine zweisrufige Rakete, föhig Ziete von 1000 Klometer Entfemung
bis zur maximalen Reichweite zu erreichen. Eine Version reduiiener Reichweife benutzt nur die erste Antriebsiufe so-
wie die Selaion aus Adapter und Wedereintittskörper und kann Ziele zwischen 100 und 740 Kilometer ereichen.i' Dies
stellt ein technisches Ausbildungsbuch der Firma Marietta fest.

Mit anderen Worten: Es gibt (zumindest) zwei Versionen der Pershing II, eine einsrufige und eine zweistufige. Beide
sind bezüglich der Zielgenauigkeit und der Zielzerstörungswaltscheinlichkeit identisch. Sie unterscheiden sich in ihrer
Reichweite. Diese Entwickhutg ist Resultot einer militärischen Forderung der NATO ist, die Mine der 70er lahre aufge-
stellt wurde. Das zeigt jene Werbeschrift, mit der Maietta 1982 unter dem bezeichnenden Titet -Pershing II - Fläibititöt
fiir die NATO' ihr neues Waffensystent der wehftechnischen öffentlichkeit vorstellte. Man habe ursprünglich ein Sy-
stem gleicher Reichweiten wie die Pershing IA entwickelt. Dann aber habe das NATo-Hauptquaftier, Shape, gegen
Ende der Phase "Fortgescltittene Entwickhutg" neue Forderungen gestelk: Die Reichweite solle so veryröfiert werden,
'dat3 Ziele in den westlichen Mititörbezirken der UilSSR abgedeckt" werden können; die AbschuPtafette solle eine mo-
(ftzie1e Lafette für die Pershing IA sein; und Raketen und AbschulStafeuen sollten so konstruiert werden, dap "entwe-
der eine zueistufige Rakete grölSerer oder
eine Version lcürzerer Reichweite, die nur
die erste der beiden Antriebsstufen be-
nutzt, von derselben Rampe abges1hossen
werden kann.

Die Rakete künerer Reichweite (Per-
shing IB) sollte die gleiche Reichweite ha-
ben wie die Pershing IA." Martin Maietta
tat wie gefordeft. Die einstufige Version
wurde weiterentwickelt und getestet. Eine
zueistttgfige Vaiante, heute bekawü als
Pershing II kam hinzu.

Aus technischen Ausbildungshandbü-
chem.und Dienstonweixtngen der US-
Army geht hervor, dalS sowoltl der einstu-
fige als auch der zweisrufige Einsatz der
Pershing II möglich ist. Die (Jnterschiede

bei der Montage der Rakete, beim Count- p rr

TANIH PTNTINAION
wAliltf AO

CONVTtvItONat AtIttt t-O
AT'I ACX MUNIT tON

\

(ll rtl ll

PIB
down, bei der Computerbedienerfüh-
ryng beiy't Aufichten in die AbscltulSposition oder auclt bei der Fehlersuche werden erlöutert. Da diese Vorschrifien in
Europa benutzt werden, kann davon ausgegangen werden, da!3 der Einsatz der Pershing II als Pershing IB bei der US-
Amty geübt bzw. gelemt wird. Der technßitle,+ufwand des (hnbaus ist geing.

2i? W:fp9sc!1.if1_de1 Finna Maietto geht - wie das nebenstehende Schaubitd zeigt - aber noch weiter: Es macht deut-
llrL, 

4o,13 
beide Vaianten der Pershittg II auch mit Mehfacltsprengköpfen ldrei inck, bistang nicht entwickelt), unter-

i\lisclt acplodierenden Sprengköpfen (Enwicklung gegenwaiig Sestoiptl sowie mit konvenltionetlen Gefechisköpfen
(fär deren Enwicklung die Bundeirepubtik Geld bireit gesteltt tt"at-) auiferastet werden kann.

If^9r:ong"1_um- "Nulf' und "Doppelnull" lttilt die Btmdesregierung an der Pershing IA und der Möglichkeit, diese ab
1991-durch Perching IB, also einöbinsrufige Pershing II, n elsetzei, fest. Zugteich i,itt sie 200 Systeräe gleicher Bauaft
mit konventionellen Sprengköpfen neu einfiihren. 

-Die 
Penhing-Raketen soilen uns auf jeden- Falt eihatten bleiben.

Komplette alornore Systeme brauchen - bleibt es bei diesent Vorschlag - nicht verschroqöt-at werden. Es bedarf nur ih-
rer Umrüsru)ng und wahrscheinlich mu!3 die Firma Maietta soga, nich einige Pershiigs nachbauen. Auch mit nur ei-
ner Antriebsstufe ein dickes Geschtift für Maietta.
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Mehrheiten auch unter CDU/CSU- und FDP-Anhängern
ftir die bedingungslose Beseitigung dieser Atomwaffen.
Zum aveiten stehen die westlichen Regierungen im Wort:
ein Nichtzustandekommen der "Null-Lösungen" hätte
gravierende innsnp6lili5ghe Auswirkungen; die schon ge-
sunkene Glaubwürdigkeit der NATO-Regierungen in
Fragen der Abrüstung wtirde rapide weiter abnehmen.
Zum dritten kann der flexiblen Abrüstungspolitik der
Sowjetunion heute nicht mehr ein einfaches Blockieren,
Vertagen oder lgnorieren entgegengesetzt werden. Schon
jetzt erwartet die Mehrheit der westeuropäischen Bevöl-
kerung von Gorbatschow als von Reagan Abrüstungs-
schritte. Reine Propagandaschlachten, wie sie amerikani-
sche Regierungsstellen planen, werden keine 'Abhilfe"
schaffen können.

Die Hauptmethode offizieller Politik, Stimmung gegen
atomare Abrüstung zu schaffen, ist die Angstmache vor
einer "Denuklearisierung Europas". Behauptet wird die
Gefahr eines konventionellen Krieges wegen der ver-
meintlichen sowjetischen überlegenheit im konventio-
nellen Bereich. Sosehr diese Propaganda aus'der Defen-
sive heraus erfolgt - niemand darf der Illusion verfallen,
sie sei von vornherein zum Scheitern verurteilt. Die Ab-
lehnung der atomaren Abschreckung gilt nicht im selben
Maße für die konventionelle Rüstung. Die Friedensbewe-
gung steht deshalb vor der Aufgabe, ihr Ziel eines atom-
waffenfreien Europas im Zusammenhang mit einer kon-
sequent verfolgten Abrüstungs- und Friedenspolitik of-
fensiv in die öffentliche Auseinandersetzung zu tragen.

Ein Abbau der atomaren Mittelstreckenraketen wäre ein
historischer Erfolg der Friedensbewegung. Wenn dieser
Schritt aber militärischen Denkmustern verhaftet bleibt.
sind Maßnahmen anr Fortsetzung atomarer Aufrüstung
vorprogrammiert. Wenn die "Null-Lösung" zum Einstieg
in eine neue Politik werden soll, muß das neue Denken
bei uns durchgesetzt werden. Das bedeutet anzuerken-
nen, daß an die Stelle rüstungspolitischen Gegeneinan-
ders ein abrüstungspolitisches Miteinander treten muß.
Kooperation statt Konfrontation, Realbilder statt Feind-
bilder, Dialog statt selbstgerechter Monolog, und vor al-
lem: Abrüst 'ng für Entwicklung statt Aufrüstung ft;u. Ze*
störung.

'rrang hat die Beseitigung der atomaren Vernichtungs-
drohung. Ohne sie wird es ein friedliches Zusammenle*
ben der Völker EuropaS nicht geben können. Eine Politik
der Atomwaffenfreiheit erfordert, die heute möglichen
Abrüstungsschritte zu gehen und sie nicht durch Aufrü-
stung zu kompensieren. Weitere einschneidende Abrü-
stungsmaßnahmen müssen folgen. Von "Null-Lösung" zu
"Null-Lösung" und Zone fidrr 7-one muß die auf uns alle la-
stende atomare Bedrohung in Ost und West beseitigt
werden.

Klar ist aber auch, daß die Entnuklearisigrung nicht
durch fortgesetzte oder gar verstärkte konventionelle
Aufrüstung "begleitet" werden darf. Im Gegenteil gleich-
zeitig muß auch auf diesem Gebiet eine Entmilitarisie-
rung der Beziehungen nvischen den Staaten erfolgen.

Genfer Hindernislauf

Bisher aufgetürmte Hindernisse in den Genfer
Verhandlungen scheinen beseitigt: Die So-
wjetrrnion will auf ihre SS-20 Raketen im asiati-
schen Raum verzichten, wenn die USA dort nicht
weiter aufrüsten. Doe USA erklären sich bereit,
auf die geplante Umrüstung der landgestützten
Cruise Missiles auf seegestützte zu verzichten.

Jetzt wird das Festhalten der Bundesregierung an
den amerikanischen Pershing IA-Atomspreng-
köpfen zum Dollpunkt der Verhandlungen ge-
macht. Die USA haben sich die Haltung der Bun-
desregierung zueigen gemacht unil verlangen, daß
die Pershing IB von einem Abkommen unberührt
bleiben. Die Sowjetunion will die USA-SPreng-
köpfe im Rahmen der "globalen doppeltentNullö-
sung" beseitigt haben. Die "IB" sind die Moderni-
sierung der "IA", die fur Anfang der 90er Jahre ge-
plant ist. Und die "IB" sind zugleich die Pershing II
mit kü,rzerer Reichweite.

Auch wenn vor falschen Hoffnungen gewarnt werden
muß, sind die Aussichten für einen Abrüstungsschritt
selten günstig. Damit wir den Abbau und die Verschrot-
tung der ersten Mittelstreckenrakete feiern können, müs-
sen wir aber noch einiges unternehmen. Das gilt erst
recht, wenn daraus der Einstieg in die Abrüstung, der
Anfang vom Ende der atomaren Abschreckung und der
Beginn einer politischen Friedenssicherung ohne atomare
oder andere militärische Bedrohung werden soll. Neben
unseren anderen Abrüstungsforderungen ist eine offen-
sive Auseinanelersetnung urn ein atr:mwaffenfreies Fu-
ropa als Schritc zu ei*er voflständig *xrhsi!.i*asisierten
Außenpclitik v*n sentraler Bedeut*xlg.
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Die Friedensversamrnlungen Rheinland und Ruhr veran-
stalten am Samstag, den 17. Oktober, eine gemeinsarne

Demonstration am Pershing lA-
Standort Geilenkirchen

Entgegen dem auch von vielen Medien verbreiteten Ein-
druck, die Bundesregierung sei mit ihrer Erklärung von
lnndgs,ftanzler Kohl am 4.6.87 auf den "Abrüstungszug
aufgesprungen", ist das Festhalten an den Pershing IA-
Raketen der Bundeswehr ein unübersehbares Zeichen
des Abrüstungsunwillens dieser Regierung. Soll der Ein-
stieg in die atomare Abrüstung politische Wirklichkeit
werden, indem alle landgestützten atomaren Mittelstrek-
kenraketen in Europa mit einer Reichweite über 500 Ki-
lometern abgezogen werden und verschrottet werden, ist
es zwingend geboten, mit den bundesdeutschen Per-
shing IA (Reichweite 700 Kilometer) ebenso zu verfah-
ren.

Wer dies verhindern will oder gar von "Drittstaaten-
Waffen" redet setzt sich dem Verdacht aus, über das Be-
harren auf den 72 Pershing IA sowie deren angestrebter
Modernisierung (in Pershing IB) einen Weg zur militari-
schen Atommacht Bundesrepublik Deutschland zu be-
reiten. Zudem erschwert die Position der Bundesregie-
rung den Abschluß einer Vereinbarung über die Beseiti-
gung von Atomwaffen in Europa zwischen den USA und
der UdSSR.

Unsere Forderung ist klar und eindeutig: Ein Einstieg in
die atomare Abrüstung darf nicht vor den bundesdeut-
schen pershing IA halt machen und darf nicht zu umrü_
stungen führen.

* Vor diesem Hinteryrund rufen die Fiedensversamm-
lungen Rheinland und Ruhr gemeinsam auf, am 17.

Olaober in Geilenkirchen, einetn der beiden Standorte
der Pershing IA, zu demonstrieren. Wir wollen den po-
litischen Druck auf die Bundesregierung erttöhen und
dazu beitragen, dal3 der Einstieg in die atomare Abrü-
srung Realitöt werden kann.

Ablauf am 17. Oktober:

12 Uhr Auftakt Marktplatz Geilenkirchen
Demonstration zu den psr5hing IA-Stellüngen Stahe
und Niederheit i

* An diesem Tag soll eine al<tionsmöfige Vabindung rur
geplanten unteirdischen NATo-Kommandozentrale in
GlimbachlLinnich (ca. 20-25 Kilometer van Geilenkir-
ch e n e ntfemt ) h erge s t ellt werden.

* In Zusammenhang mit der Demonstration werden in
den Tagen davor Alctionen Zivilen Ungehorsarns statt-

finden.

Kontakh AG-Rhein/Ruhr
c/o BI Düsseldorfer gegen Atomraketen,
Oberbilker Allee 17. 4000 Düsseldorf 1

T el. 02LL-3L77 67 oder 02IL-3423q

Antikriegstag '87
"Jetzt abrüsten / Sicherheit schalfen / Nie wieder Krieg"

Der DGB ruft alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer auf, an den Veranstaltungen zum Antikriegstag am
1. September teilzunehmen. Die Sicherung und Förde-
rung, des Friedens in der Welt sind ,eitrale gewerk-
schaftliche Ziele. (...)

Forderungen des DGB zum Antikriegstag:

* Schluß mit dem Wettrüsten. Oberstes Ziel muß die
Beseitigung aller Massenvernichutngswaffen in Ost
und West sein.* Zuerst der vollständige Abbau aller landgestützten
atom:uen Kurz- und Mittelstreckenraketen. Danach
müssen weitere Lösungen zum Abbau aller in Europa
stationierten und auf Europa gerichteten Atomwaffen
füüren.* Keine Androhung und Anwendung von Gewalt. Der
Vorschlag, die bestehenden Militardoktrinen gemein-
sam zu prüfen und zu verändern, muß aufgegriffen
werden. DasZiel muß eine Anedffsunfähiekeit beider
Seiten sein.* Keine Entwicklung neuer Waffensysteme. Jede Ent-
wicklung von Weltraumwaffen und jede Beteiigung
daran muß sofort einsestellt werden.

* Bestehende Rüstungskoltrollverträge müssen einge-
halten und zum Ausgangspunkt weiterer gemeinsamer
Abrüstungsverträge werden.* Einstellung aller Atomwaffentests. Wenn keine neuen
Atomwaffen entwickelt werden. sind Atomwaffentests
überflüssig.* Verbot der Herstellung, Lagerung und Anwendung
biologisch-bakteriologischer sowie chemischer
Kampfstoffe.* Abbau von Truppen und Waffen im konventionellen
Bereich.x Keine Verlängerung des Wehr- und Zivildienstes.* Keine Form des Frauenwehrdienstes. Auch der frei-
willige Dienst von Frauen in der Bundeswehr muß
unterbleiben.* Entspnnnungspolitik vor dem Hintergrund des Ge-
dankens, daß Sicherheit für beide Seiten nur semein-
sam zu schaffen ist.* Die Rüstungsexporte in Länder der Dritten Welt müs-
sen beendet werden. Der gesamte internationale Waf-
fenhandel muß drastisch elneeschränkt werden.x Die bestehenden Ansätze in Rüstunssbetrieben zur
Umwandlrrng der Ploduktion für zivif nuEbare Pro-
dukte müssen unterstützt und ausgeweitet werden.* Die Forschung für den Frieden muß zentrale Aufgabe
werden. Die Erziehung zum Frieden in allen Bil-
dungseinrichtungen muß zur Selbstverständlichkeit
werden.

(Auszüge *ts dem Aufruf des DGB zutn Antilcriegstag'87)
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Wir wollen ohne Atomwaffen leben

und mit der Abrüstung bei uns anfangen!

Für diese Forderung demonstrieren wir am Samstag dem Die Bundesregierung hat die Schaffung atomwaffenfreier
I9.9.ü in Heilbronn. Verbunden mit dieser Demonstra- Zoner ebenso abgelehnt wie die Abkehr von der unseli-
tion und internationalen Kundgebung findet eine ganztä- gen Politik der wechselseitigen Vernichtungsdrohung. Sie
gige Blockads dss psl5hingll-Depots auf der Waldheide h:ilt an Atomraketen fest und plant den Ausbau der Ra-
statt. Gleichzeitig mit uns demonstrieren Menschen in ketenarsenale innerhalb der Bundeswehr. Während über
der DDR und CSSR für den Einstieg in ein atomwaffen- die Verschrottung von Raketen verhandelt wird, läßt sie
freies Europa. weitere Cruise Missiles ins Land brinsen.

Die Palme-Kommission hat 1-982 vorgeschlagen, in Mit- Die Mehrheit der Bevölkerung will sich von der Gefahr
teleuropa einen 300 km breiten Korridor zu schaffen, der durch Atomwaffen befreien. Mehr als 92 Va haben sich
von allen Atomwaffen und Trägersystemen frei sein soll. für die Verwirklichung der doppelten Null-Lösung ausge-
Damit wärrden aus der Bundesrepublik, der DDR und der sprochen. Mit Atomwaffenstellungen verbindet kaum
CSSR über 6000 Atomsprengköpfe und Abschußeinrich-
tungen beseitigt. Dieser Vorschlag wendet sich gegen das
Denken einer Abschreckungslogik, die uns immer mehr
Waffen ins Land bringt und kann als erster Schritt auf
dem Weg zu einem atomwaffenfreien Europa ebenso
einen Durchbruch darstellen wie der jetzt verhandelte
Abzug aller Mittelstreckenraketen.

Die Menschen in Europa brauchen eigene Abrüstungsi-
nitiativen und haben es satt, auf Vereinbarungen der bei-
den Großmächte ständig warten zu müssen. Deshalb wird
vom 1.-1,9. September 1987 auch in demonstrativer Ge-
meinsa-keit sowohl in der DDR und CSSR als auch in
der Bundesrepublik fur die Verschrottung aller Atom-
waffensysteme und ihrer Infrastruktur demonstriert:

Von Stralsund nach Dresden, von München und Flens-
burg nach Helbronn und von Sporovan über Karlsbad
nach Decin.

Wichtige Termine
des Olof-Palme-Friedensmarsches:

01. September: Intemationale Kundgebung in
. Stalsund (DDR)

05. September: Beginn der Weserfahrt in Bre-
men I Kundgebung in Biele-

feldundWttenbery
12. September: Friedens-Rockkonzert in

München mit Nina Hagen,
Konstantin Wecker, AIla Pu-
gatschowa, Tote Hosen,
Haindling u.a. Das KonzerT

wird am
15. September in Pilsen (CSSR) wiederholt
18. Septemb;er: Intemationale Kmdgebung in

Dresden
19. September: Internationale Kundgebung in

Heilbronn
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noch jemand ein Gefühl der Sicherheit. Sie sind reale
Symbole der totalen Existenzgefährdung. Viele von uns
wissen nicht einrnal, daß Bundeswehrsoldaten unmittel-
bar mit Atomwaffen zu tun haben. In den Kasernen ste-
hen Haubitzen, die ftk den Einsatz von Atomwaffen
ebenso vorgesehen sind wie bundesdeutsche Atomrake-
ten vom Tlp Pershing IA und Lance. Bundeswehrpiloten
ülsn tägligfu den Atomwaffeneinsatz in ihren Jagdbom-
bern vom T1p Tornado oder Starfighter.

Wie real die Geftihrdung ist, hat in den letzten Wochen
der neuerliche Unfall areier Transporter mit Pershing II
Raketen gezßigt. Während die Regierung alles unter-
nim6g ein Abkommen über ihren Abbau zu verhindern,
rasen amerikanische GI's mit den Raketen in den
Straßengraben und gefährden damit das Leben der Men-
schen ganzer Regionen. Wir wollen die Beseitigung dieser
Gefährdungeq wir wollen den endgültigen Abzug dieser
Waffen, ein atomwaffenfreies Europa. Und wir wollen
jeta damit beginnen, indem wir als einen ersten Schritt
Tnnen frei von allen Massenvernichtungswaffen schaffen.

Mit dem OLOF PALME FRIEDENSMARSCH und
Aktion in Heilbronn fordern wir von der Bundesregr'
rung: Abbau und Vernichtung aller Atomsprengköpfe, ih-
rer Trägersysteme und der damit verbundenen Infra-
struktur aus dem Raum von zunächst 150 km westlich der
Grenzen zur DDR und CSSR. Wir fordern die sofortige
Schließung der Raketenbasen in Heilbronn, l4utlangen
und Neu-Utn und die Einstellung des übungsbetriebes
mit den dort stationierten Waffen,unabhängig davon, wie
die Verhandl,ngen in Genf verlaufen. Wir fordern die
Streichung sämtlicher Mittel im Bundeshaushalt für wei-
tere Atomwaffenträger.

Kommt nach Heilbronn und beteiligt Euch in Euren Or-
ten an den Veranstaltungen des Olof-Palme-Friedens-
marsches. Informiert Euch beim

Aktionsbüro OLOF PALME FRIEDENSMARSCH. clo

I DFG-VK Kurfü'rsten Str.21-, 8500 Nürnberg,lO.
' Spenden bitte auf das Konto:

pFG-VK Stichwort Olof Palme Friedensmarsch, Postgi-
roam t Närnberg Nr. I2Lq-852, BLZ 7 60IW85

Olof-Pcrlme-
Friedensmqrsch

DerAblauf in Heilbronn am 19.9.87:

14.00 Uhn Empfang des OLOF PALME FRIE-
DENSMARSCHES durch Baden-\4/ürxemberg De-
monstration von derWaldheide nach Heilbronn

15.00 Uhr Intennationale l(undgebungim ffihlpark in
Heilbronn mit Redebeiträgen der am OLOF PALME
FRIEDENSMARSCH beteiligten vier Länder und
K"tlturprograrnm aus der BRDund DDR.

Ganztögige gewaltfreie Blockade aller Tore dcr Mili-
t tirei nic htu ng auf de r Wal dh e i de.

Kasten:

Die Blockadeaktion:

Eine Schliefiung aller Tore von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr
soll im "Schichtbetrieb" erfolgen, wobei sich für ein-
zelne Schichten Organisationen und Gruppen verant-
wortlich erklören. Für den Freitagabend ist ein Koordi-
nierungstreffen vorge s eh e n.

Informationen: Holger lönicke, Carl Kabert Haus,
S chul str.7, 7 07 5 Mutl angen.

Im Rahmen des OIof Palme Fiedensmarsches besteht
die Moglichkeit, an Veranstaltungen und Ktndgebun-
gen in der DDR und CSSR teilzunehmen. Wer die
Möglichkeit nutzen will, mit den Menschen dofi ins
Gespröch zu kommen und dort unser gemeinsomes
Interesse an einer Welt ohne Waffen zu dentonstrieren,
der erhölt Inforrnationen beirn DFG-W Bonner Büro,
StralsunderWeg 50,5300 Bonn 7, 022&666752.

für einen qtomwcrffenfreien Korridor
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Herbstaktionen gegen die WAA

Aktionstage in der Oberpfalz vom 8.-10.10.87, Großkundgebung in Wackersdorf Volksfestplatz am 10. Olätober 11 Llbr

mit anschließender Demonstration zum WAA'Baugelände

Anti-Atom- und Friedensbewegung in Bayern haben sich auf eine gemeinsame Großdemonstration am 10. Oktober in

Wackersdor{ verständigt. Weitere Aktionselemente und ein gemeinsarner Aufruf werden noch beraten. ZUrr Diskussion

stehen ein Entwurf der bayrischen Friedensbewegung und einer der Oberpf?ilzer Bürgerinitiativen, aus denen wir hier

Auszüge zitieren:

(Oberpfälzer BI's)

"Die geplante WAA in Wackersdorf bedroht nicht nur
Gesundheit und Leben aller Menschen in der Oberpfalz,
im ganzen Bundesgebiet und darübg1 hinng5, sie ist
zugleich Kernstück des bundesdeutschen Atompro-
g'emms: Mit ihr würde das letzte, entscheidende Glied im
atomaren Brennstoffkreislauf fertiggestellt werden. Ob-
wohl das Atomprogramm insgesamt wirtschaftlich und
energiepolitissl un5innig ist, wird es von seinen Verfech-
tern durchgezogen. Nicht nur, um mit der atomaren,
zentralisierten Energieversorgung über ein Machtmittel
zu verfügen und der Atomindustrie weiterhin ein lukrati-
ves Geschäft welnveit zu sichern, sondern auch, um sich
mit dem Plutonium aus der WAA den altgehegten Traum
einer bundesdeutschen Atombombe zu verwirklichen.
(...)

Der Bau der WAA wird gegen den erklärten Widerstand
des Großteils der Oberpf.?lzer Bevölkerung mit allen
Mitteln vorangetrieben. Rechtsinstanzen werden ausge-
schaltet, unbequeme Gutachten übergangen, Gesetze
nach Bedarf geschaffen oder ignoriert.
Mit Sondereinsatzkommandos (SEK), CS-Gas und
Gummigeschossen wird der Zaun der geplanten Plutoni-
umfabrik geschützt.

Das Demonstrationsrecht wird im Raum Wackersdorf
faktisch außer Kraft gesetzt. Mit einer Prozeßlawine wird
der Widerstand kriminalisiert, soll eingeschüchtert und
finanziell ausgeblutet werden.

Dem setzen wir unseren Widerstand entgegen: Kon-
struktin vielf?iltig und geschlossen. Die WAA muß ver-
hindert werden!

(...) Wir rufen alle, die gegen Atomkraft sind, alle Men-
schen aus den Bewegungen fü,r den-frieden, für die
"Dritte Welt", fü,r Umweltschutz, aus

den Gewerkschaften, aus christ-
lich motivierten Kreisen auf,
sich an den Aktionstagen
mit eigenen Formen
und Inhalten zu
beteiligen.
Auf der
Grundlage,
daß die Aktio-
nen vermittelbar

und konstruktiv sind, sich nicht gegen die Bevölkerung
richten und nicht die Konfrontation mit der Polizei su-

chen, gibt es viele Möglichkeiten, die Aktionstage phanta-

sievoll ar gestalten und mit einer eindrucksvollen
Großdemonstration abzuschließen.

(Bayische Fiedensbewegung) 
,

(...) Wir beobachten mit Sorge und Zorn, wie

die Bundesregierung immer neue Hindernisse erfin'
det, um die doppelte Nullösung zu hintertreiben

mit dem Einsatz massiver staatlicher Macht der Bau
der Plutoniumfabrik Wackersdorf gegen unseren
Willen und gegen allen Sachverstand durchgesetzt
werden soll. Dahinter steht das Streben nach der ei-
genen bundesdeutschen Atombombe

wie Aufrüstung mit wirtschaftlichen Interessen
zusammenhängt, die Ausbeutung, Hunger und Unter'
entwicklung bedeuten, eine gerechte Verteilung der
Güter in unserer einen Welt verhindern und Rohstoff-
verschwendung und Umweltzerstörung fortsetzen.

(...) Abrüstung kommt nicht von alleine. Viele Menschen
müssen sie zu ihrem Anliegen machen, deutlich, öffent-
lich. Deshalb nehmen wir uns gerne die Zeit zur Terl'
nahm e an Aktionstagen, Demonstration und Kundgebung
vom 8. bis 10. Oktober 1987 in Wackersdorf. Wir werden
viele sein. Wir müssen gehört werden, weil wir die Mei-
nung der großen Bevölkerungsmehrheit vertreten. Wir
laden Sie ein, die Zeit an diesem Tag mit uns sinnvoll zu
ygftlingen. Wir und unsere Kinder wollen andere Zeiten
erleben, frei von atomarer Bedrohung.

Kontaktadressen:* Anti-WAA-Büro, Postfach 1145, 8460 Schwandorf,
TeLA943I-t029

* Nürnberger Friedensforum, Fürther Str.22,
8500 NäLrnberg 80, Tel. O9ll-'2ß00L6

lBscllAl[Eil!

UERSCII ROTTEil!
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Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden - Initiative Kirche von unten - Pax Christi

Aufruf
zur achten bundesweiten Friedenswoche

vom 8.'18. November l,987
Wir möchten alle, im Aufbruch befindliche wie Zögernde,
ermutigen, sich in einem ökumenischen Weg im Zeichen
von Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-
fung zu vereinen. Möglichst viele einzelne und Gemein-
den sollen an der befreienden Erfahrung teilhaben, die
über Völker- und Kirchengrenzen hinweg entsteht, wenn
wir das unverrückbare Ja Gottes zu allen seinen Ge-
schöpfen bezeugen. Dieses Ja Gottes setzt den Wider-
spruch zu all unserem menschlichen Nein, das Menschen
und Mitwelt Hoffnung und Leben raubt.

Die 2. ökumenische Versammlung ftiLr Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung in Siegen vom
November 1986 hat die Einladung zu einem Bundesma-
nifest erklärt:

"Gott hat in lesus Chisas die Welt nüt sich und unterein-
ander versöhnt. In der Geschichte mit seinem Volk Israel
und im Leben lesu Chisti hat er uns gezeigt, wozu wir be-

rufen sind: zu Schwestern und Brüdem in der Einert
Menschlrcit. ... Weil Gott für uns diesen Bund eröffnet hat,

können wir uns auf den Weg der Ausbreinutg dieses Bun'
des rnachen. ...

* Es darf um Gottes Wlen nicltt sein, datJ wir gegenein'

ander l6iegfuhren.

* Es darf um Gottes willen nicltt sein, dat3 wir einander
das tögliche Brot verweigem.

* Es da$ um Gottes willen nicht sein, datJ wir die

Schöpfung zerstören."

Wir laden dazu ein, sich auf diese Herauforderungen ein-

zulassen, sie zu entfalten und zu bekräftigen.
Zwischen ihnen besteht ein enger Zusammenhang. Es ist
u"-öglich, daß die Länder des Südens Hunger und Bür-
gerkrieg auch nur minimal vermindern, wenn sie weiter-
hin von ihren ungeheuren Auslandsschulden erdrückt
werden. Diese Schulden hängen unmittelbar mit der
Zinspolitik der reichen nördlichen Länder zusammen. Ihr
Rüstungswettlauf zwingt sie zu immer maßloseren Geld-
aufnahmen. Buchstäblich um jeden Preis halten sie ihren
Besitz fest, ihre Hochrüstung und ihren Konsum, in
denen keine Vernunft mehr waltet. Hinter diesem Han-
deln sehen wir eine abgrundtiefe Angst um uns selbst, die
nicht klug macht, sondern gierig. Im Sinne der drei öku-
menischen Verpflichtungen empfehlen wir, in der dies-

jährigen Friedenswoche vor allem an folgenden Themen
und Fragen zu arbeiten:

1. Wir bemühen uns um eine europäische Frie-
densordnung. Ein Frieden ohne Bedrohung in Eu-
ropa mirß das Abschreckungssystem mit seinen
untragbaren Lasten und Risiken ablösen. Ihr Kern-
stück ist die Einsicht, daß Sicherheit in Zukunft nur
noch gemeinsam zu erreichen ist. (...) Versöhnung
mit den Völkem der Sowjetunion sollte daher ein er-
ster Schwerpunkt unserer Arbeit sein. Sie kann zu
Begegnungsfahrten und Partnerschaftsprogram men
führen und füren politischen Ausdruck darin finden,
daß wh die Verstärku'rg vertrauensbildender Maß-
nahmen, die Schaffung ABC-waffenfreier Zonen und
den Abschluß der im Gespräch befindlichen Ab-
kommen zu Mittelstreckenraketen als ersten Schritt
zu einer umfassenden Abrüqtung unterstützen.

2. Wir sind aufgerufen, _ eindlich die Weltwirt-
schaftsordnung neu zu bedenken. Der erste Schritt
muß darin bestehen, aus Schuldnerländern gleichbe-
rechtigte Partner einer gemeinsamen Zukunft wer-
den zu lassen. (...)

3. (...) Täglich beteiligen wir uns an der Ausbeutung
der Schopfung. Das hängt mit Veränderungen in der
Landwirtschaft eng zusammen. So werden Boden
und Grundwasser in einer verhängnisvollen Weise
mit Schadstoffen belastet. (...) Nur ein breiter Be.
wußtseins- und Verhaltenswandel kann die Umkehr
vorbereiten, die wir der Natur, den Mitmenschen
und uns selber schulden. (...)

Auf dem Weg zu einer Kirche der Versöhnung, zu einer
Kirche des Miteinanders und zu einer Kirche derer, die
die Erde in Liebe schützen, sind wir in ökumenischer
Gemeinschaft. 1989 soll eine Versammlung der Kirchen
der nördlichen Hemisphere stattfinden. Sie soll ein wich-
tiger Schritt i6 ftsnzili6en Prozeß sein. Laßt uns die
Friedenswoche nutzen und viele Menschen in diesen Weg
einbeziehen. Laßt uns miteinander den Weg der Gerech-
tigkeit, der Freiheit von Gewalt und Waffen, der Freude
und der Gemeinschaft gehen. Diesem Weg gilt die Ver-
heißung Gottes.
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Abrüstungswoche vom 2. ' 10. Oktober

Aktionen in derWoche des Zivilen Ungehorsams sind geplant in:

* Mutlangen

Die Woche wird vom Friedensbtiro Tübingen organisiert.
Es wird ins Auge gefaßt, während der Woche eine Blok-
kade rund um die Uhr zu machen.
Kontak* Friedensbüro1ü$ingen,NeckarhaldeS,

7400 Tübingen

* Heilbronn

Organisiert wird die Woche hier von der Regionalgruppe
Heilbronn in Zusammenarbeit mit weiteren Heilbronner
Gruppen.
Kontakt Magdalena Ludwig Guthuthof 10,6900

Heilbronn

* Kettershausen

Im Rahmen der bundesweiten Herbstaktionen der Kam'
pane Ziviler Ungehorsam bis zu Abrüstung organisiert
und koordiniert die Regionalgruppe Oberschwaben der
Kampagne die "Abrüstungswoche" am Pershing II-Depot
Kettershausen (Bayern, Landkreis Neu-Ulm).

Im Lauf dieser Woche sollen am "vergessenen Depot"
Kettershausea täglisfo Aktionen und Veranstaltungen auf
der Zufahrt zum Depot stattfinden. Diese Aktionen wer-
den überwiegend angemeldet und zeitlich begrenzt sein.

Auf vielfältige und phantasievolle Weise sollen unsere
Forderungen aafgeziegt werden. Bisher stehen ein Arzte-
tag ein Seniorentag, ein Erntedanktag, ein Kinderfest
und ein Oberschwabentag unter dem Motto Wir machen

die Todesstraße zur Lebensstraße fest. Geplant sind
noch ein Workshop zum Thema Soziale Verteidigung,
Konzerte, Pantomime und eine Adelsblockade auf der
Zufahrt. Ferner eine mit einer Bü,rgerbefragungsaktion
verbundene Abschlußveranstaltung, bei der bekannt ge-

geben werden soll, was die Bürger/innen der Region wün-
schen, was nach der Abrüstung aus dem Raketengelände
gemacht werden soll.

Falls die Bundesregierung und die US-Regierung bis zum
Herbst von ihrer momentanen Abrüstungszustimmung
wieder abgehen sollten, wird die gesamt Woche eine Wo-
che des Zivilen Ungehorsams sein.

Informationen und Aufufe zur Abrüstungswoche können
erhulten werden von:
Kampagne Ziviler Ungehorsam bis zur Abrüstung
Regionalgruppe Oberschwaben, c/o Astrid Ziemann-Berg
und Andreas Linder, Oberauer Weg 7, 7988 Wangen,
Tel.:07522-?-08?3

* Hasselbach

Im Hunsrück wollen die Delegierten der FI's nach den

bisherigen 2-Tage-Blockaden für den 4.-10.10. ebenfalls

eine längere Aktion durchführen, begrnngn6 am Sonntag

nach dem Friedensgebet (16 Uhr). die Cruise-Missile-

Konvois verlassen inzwischen regelmäßig das Stationie-

rungsgelände zu sog. Übungsfahrten, und ärlar nur an

Tor 2 (Tor mit dem Kreuz). Deswegen soll die gesamte

Woche, auch nachts, dieses Tor mit einer Mahnwache

blockiert und die Stellung gut beobachtet werden. Hierzu
wäre es güt, wenn sich die verschiedenen (Bezugs-)

Gruppen tageweise bzw. nachtweise zur Verfügung stel-

len wü'rden.

An zwei Tagen, nämlich Freitag, 9.10. und Samstag 10.10.

soll das Gel?inde an allen Toren dicht gemacht werden.

Evtl. könnten kulturelle Veranstaltungen oder auch Vor-
träge o.ä. zum Thema das Ganze etwas anreichern.

Die Diskussion um die Aktion ist noch nicht abgeschlos-

sen. Ernstzunehmende Bedenken, Kritik und Anregun-

gen sollen ans Friedensbüro gerichtet werden.

Vorbereitungstreffen am

Sonntag, 23,8.87 um 17 Uhr im Gemeindehaus Bell.

Kontakh Friedensbü'roKastellaun,BopparderStr.25,
5448 Kastellaun, Tel.: M762-ffi75

* Arsbeck/ Geilenkirchen

Die Initiative "Christen blockieren psl5hing I A" ruft or-

dinierte Theologen, Priester, Pfarrer/innen und kirchliche

Mitarbeiter/innen auf, sich an einer Blockade'Aktion am

12. Oktober 87 in Arsbeck / Geilenkirchen (bei Mön-

chengladbach) zu beteiligen.
Aus dem Aufruf: Die dort stationietten Pershing I A-Ra-

keten sollen von der deneit diskutietten 0GLösung ausge'

nonmten werden und stehen daher in besonderer Weise für
das Festhalten der Regierenden an Abschreckungund Dro-

hung zur "Sicherung" des Fiedens.
Wir wollen durch unsere Alction deutlich machen: Fieden

als zentraler BeSnff der Bibel und des chistlichen Glau-

bens meint auch den Fieden auf der Erde und ist nicht zu

eningen huch militäische Absicherung sondem durch

Umkehn durch Versöhnung und Vertrauen auf Gottes

Treue.

Ein Vorbereitungstreffen findet am 28. September 87 um

10 Uhr in der "Hütte der Begegnung" in Übach-Palenberg

statt.

Kontakü BirgitWulfmeier-Pötzsch,Mozartstt,12,
4200 Oberhausen 11, Tel. 0208-600771
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Aufruf zur Demonstration am 25. Oktober 1987 in Brüssel

Am 9.12.1979 demonstrieften zehntausende Menschen aus verschiedenen europäischen Ländem durch die Strauen von Brüs-
sel aus Prctest gegen die PIäne zur Stationierung neuer Mittelstreckenatomwffin in Europa. Dies war sie erste in einer langen
Reihe von Demonstrationen gegen den NATO-Doppelbesctthtl3 und für den Abzug aller Raketen aus Ost- und West-Europa.

Es gibt nichts mehr, was einem Abkommen im Weg stehen sollte. Wenn die Pershing II, Cruise Mßsile, .S^S 24 SS 21122123 be-
seitigt werden, wird dieses das Ergebnis dauerhoften Drucks der öffentlichen Meinungund ein Erfolg der Friedensbewegtngen
sein. Ein solches Abrüstungsabkommen mufi jetzt abgeschlossen und in die Tat umgesetzt werden.

Am 25. Oktober 1987 oryanisiett die Betgische Friedensbewegung -VAKA, OCV, CNAPD und CPD - erneut eine Gropde'
monstration in Brüssel. An diesem Tag s-oll Brüssel, die Haup*tadt Europas und HauptEtaftier der NATO, zurn Trffiunkt
der europäischen Fiedensbewegten werden.

Während nun ein Abkommen zu den Euro-Raketen nöher rückt, müssen wir verdeutlichen, was die öffentliche Meinung ge'
genüber denjenigen ist, die ein solches Abkommen ols Vorwand für die Veryröperung der konventionellen undloder chemi-
schen Waffenarcenale mi$brauchen möchte n.

Dies ist die erste Chance, die wir haben, um Fortschitt hin zu realerAbrüstungzu enielen. Urn weiter erfolgreich zu sein, brau-
chen wir die Entwicklung eines neuen Konzeptes für die Sicherlteit der Völker in Ost- und West-Europa.

Im Geiste von Helsinki, der anr Verabschiedungvon Abkomrnen über Sicherheit und Kooperation in
dem wir, daB die Verhandlungen in Genf, Stockholm und Wien zu einer Reduzierung der konventior

Wr betonen, daf ein Abkommen über die Eilro-Raketen der erste Schitt in einem Abrüstu.ngsprozeS sein mu$, der mittels
Verhandlungen an einem atomwaffenfreien Europa und der völligen Beseitigung aller Atomwaffen und anderer Massenver-
nichangsminel führen soll. Die Atommöchte soltbn untgehend ihie Atomtesti stoppen und sich gegen eine Stationierung von
Waffen im Weltraum entscheiden.

Gemeinsarne Sicherheit ist ebenso ein ziviles Problem. Ereignisse wie Tschemobyl und die chemische Verseuchung des

Rheins haben uns gezeig, daf die Probleme der Gegenwart übbr die nationalen Grenzen hinausreichen und ganz Europa be'
treffen.

Abrüstung ist nicht einfach eine Frage des Aufrechnens der Streitkräfte beider Seiten. lVir brauchen eine Neuordnung unsercr
Wirtschaften, die eine Pfioritöt für nichtmititärische, sozial nätzliche Produktion ermöglicht, darnit unsere Löndcr und die
Völker der Ditten Welt sich gemeinsam in Fieden weiterentwickeln können.

Mehr als je zuvor müssen wir abrüsten, um uns überhaupt weiterentwickeln zu können!

VAKA (Vlaams Aktiekomitee tegen Atoomwapens), OCV (Overlegzentrum voor de Vrede), CNAPD (Comite National
d'Action pour la Paix et le Developpement), CPD

üb ersetzung Peter Brollik

Anzeige

Aktion Friedenskerze

Aus eigener Erfahrung wissen wir, daß die finanziellen Mittel für Ak-
tionen (Presseinfos, Flugblätter, Demos, Plakate, ...) trotz zahlreicher
Spenden nicht ausreichen. Mit dem Verkauf der Friedenskerze könnt
Ihr einen Teil der Kosten finanzieren. Durch den Kauf der Kerze ka.''
jeder Eure Aktion direkt unterstützen und erhält gleichzeitig einen re-
ellen Gegenwert.
Ihr bekommt die Kerze für DM 2,95 pro Stück und solltet sie für ca.
DM 3,95 wieder verkaufen. Da wir die Kerzen selbst anfertigen, kön-
nen u'ir Euch diesen günstigen Preis weitergeben. Die Mindestbestell-
menge beträgt 50 Stück. Lieferung erfolgt per Nachnahme.
Abnahmemenge: 50-149 Stück DM 2,95 rumgl. Versandkosten,
ab 150 Stück DM 2,95 frei Haus

Bestellungen bitte schriftlich an: Eduard Pawellek, AV-Kerzen, Fabrik-
Str. 7-9, 7101 Abstatt ,Tel.z 07062-6824
Absender und evtl. Telefonnummer nicht vergessen!

Brenndauer ca. 20 Stunden
Farbe lila oder blau mit weißer Taube

hat,
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Liebe engagierte und besorgte Zuhörer

Auch als Nobelpreiströger weip man nicht alles - insbe-
sondere kennt man nicht die Abhängigkeiten und Rand-
bedingungen, die politische Entscheidungen beeinflussen.
Aber als logisch dcnkender Mensch weit3 ich mit Sicherheit,
daf das Wettriisten und das Anhtiufen von zehntausenden
von atotnaren Sprengköpfen in den Arsenalen der GrotS-
mächte und insbesondere die Gefahr einer unkontrollierten
Ausbreiung atomarer Waffen nicht mehr dem Konzept der
Friedenssicherung d.urch Abschreclang dient, sondem in
wachsenden Mape eine Bedrohung der Menschheit dar-
stellt.

Ak Physiker kann ich ungeföhr abschätzen, welche Folgen
der militäische Einsatz von Atomwaffen haben würde.
Und diese Konsequenzen sind so unfatJbar, datJ die mei-
sten Menschen dieses Problem einfach ignoieren. Ich
möchte nichts vemiedlichen, aber der Unfall von Tscher-
nobyl und die Diskussion um die Sicherheit von Kent-
loafwerken sind nahezu bedeutungslos im Veryleich nt den
Folgen eines Atomloieges. lilenn es nicht gelingt, innerhalb
einer relativ latrzen Zeit die Atomwaffenarsenale in einer
kontrollieften Weise abzubauen und die Weitewerbreitung
der Nukleanvffin wirl<sam zu unterbinden, so wird es
nvangslöufig zu einem Einsatz von Atomwaffen kommen -
ob durch rnenschliches Versagen, durch die Tat eines Ver-
rückten oder als Folge eines ideologischen Sendungsbe-
wulStseins.

Gerade Wissenschaftler haben mehrfach Vorschläge ge-
macht, wie man auf eine realistische Art und Weise Wege

aus dem Wettrüsten finden kann. Beint intemationalen
Fiedenskongrep der Naturwissenschaftler im November
letilen fahres in Hambury vntrden z.B. ausgewogene Vor-
schlöge zur Abrüstung unterbreitet, wobei ein wesentlicher
eine einschneidende Veningerung der Zahl der Atomwaf-
fen wan Eine groPe Enttöuschung fiir die Wissenschaftler
in der BRD war, dat3 ihre Aktivitöten pauschal als kom-

munistisch infiltriert disqualifiziert wurden, yo wie es auch

d.en Änten oäer ktinlici dei Sportlem bei ihren Friedensi-
nitiativen ergangen ist. Nun, die doppelte Null-Lösung ßt
ein hoffnuigsvöller Anfang und iedermann sollte daran

interes;iert sein, da13 mOgticnst bald eine vertragliche Ver'
einbarung genoffei wird. 'Ich gtaubet lap .wir eine .gute
Chance iaben,-äen Stan der völligen Eliminierung nuklea-
rer Waffen zustande zu bingen." Auf die E-rfillung li.eser
Aussa{e des ameikanischen Präsidenten sollten wir hinar-
beiten.

Fiedenssicherung bedeutet nicht nur die Reduzierung von

Wffin, sondem-hauptsöchlich auch die Abschaffung uon
peiÄaUiitaem. Jeder Einzelne kann versuchen daa't beizu-

tragen, und ich glaube, die intemationale Zusammenarbeit
aui dem Gebiit der wissenschaftlichen Grundlagenfor-
schung könnte ein Vorbild sein. Hier wird über polilisghe
und {deologische Grenzen hinweg zusammengeafugtlet
und der periönliche KontaV ßt der beste .W-eg zum Abbau
von Feiidbildcm. In gewisser Weise bin ich stolz, daf ge-

rade meine Forschungsarbeiten in das Arbeitprogramm ei-
nes Weltlaboratoiums aufgenommen wurden, welches

voraussichtlich in Moskau am LeninslE Prospect seinen

Sitz haben wird. Eine Aufgabe der Weltlaboratoien ist es,

durch intemationale Zusammenarbeit dem Frieden zu

dienen.

Aber d.as grölJte Problem zur Zeit ist, QalS die- meisten west'
tichen Pötitiker zu spät gemerlct haben, dat3 Hen Gor-
batschow emsthaft auf den Fiedensnobelpreis hinarbeitet -

und darauf sind viete neidßch. Wenn man iemandem den

Erfolp neidet, so stbt es zwei Realctionsmöglichkeiten. Ent
wödeV versucht m-an, den Erfolg zu sabotieren 'das wäre ein
sehr schlechter Weg- oder man höngt sich an den E(olg an.-

Diesen Weg würde ich empfehlen. Und ich möchte darauf
hinweisen,- da!3 Nobelpreise auch geteilt werden können.
Deshalb mein Rat: Strengt Euch mehr an!
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Die Chance ist da.

Die Chance ist da.
Wenn wir jetzt nicht lockerlassen, könnten zum ersten
Mal in der Geschichte moderne Waffen abserüstet und
verschrottet werden. Ohne unsere jahrelange"Friedensar-
beit wäre es nicht soweit gekommen.
Die NATO-Regierungen stehen unter Druck, sie müssen
bei neuen Aufrüstungsplänen mit einer kritischen öffent-
lichkeit rechnen.
Die Sowjetunion hat unsere Forderung aufgegriffen: sie
will die Aufrüstungsdynamik durchbrechen.

Wir stehen hier für die Mehrheit der Bevölkerung.
9AVa f.ordern: Jetzt weg mit den atomaren Mittelstrecken-
raketen!
Noch aber ist keine Rakete abgebaut! Die Heckenschüt-
zen gegen ein wirkliches Abrüstungsabkommen diesseits
und jenseits des Atlanktiks schlafen nicht.

Darum fordern wir von Bundestag und Bundesregierung:
Leistet endlich einen eigenen Beitrag zum Einstieg in die
Abrüstung! Hebt den Stationierungsbeschluß von 1983
flil pglshing II und Cruise Missiles wieder aufl Sorgt ftiLr

den sofortigen Abzug und die Verschrottung der Rake-
ten!

Doch im Moment drücken sich alle vor diesem Schritt zur
Abrüstung.
Die Bundesregierung hat nicht Ja zur "doppelten Null-
Lösung" gesagt. Wer diesen Eindruck erweckt, lügt!
Denn wer die Pershing IA mit ihren Atomsprengköpfen
behalten will, will die "doppelte Null-Lösung,' verhindern.
Null plus Null ist nicht IA, Herr Bundeskanzler! Wer per-
shing IA sagt, will auch Pershing IB sagen. Wer die Per-
shing I behalten will, will eigene Atomwaffen, will sich
damit auch an einer westeuropäischen Atomstreitmacht
beteiligen.
Wir sagen der B 'ndesregierung: Nicht mit uns!

Wir fordern auch von den Oppositionsparteien, die heute
zu uns gesprochen haben:* Laßt nicht zu, daß die Regierung nicht handelt, weil in

Genf verhandelt wird!* Laßt nicht zu, daß um- oder aufgerüstet wird - weder
atomar noch konventionell!

Sozialdemokraten und Grüne. Ihr seid von vielen für Ab-
rüstung gewählt worden. Jetzt kämpft auch dafür!

Ohne das Ende der militärischen Konfrontation eibt es
keine überlebenschance. Deshalb:

* Stoppt den Krieg der Sterne!* Vernichtet die chemischen Waffen!* Beginnt mit der Abrüstung der angeblich "konventio-
nellen" Massenvernichtungsmittel!* Beendet die Atomtests!* Hört auf mit der militärischen Atomwirtschaft in
Kalkar, Gronau, Hanau und Wackersdorf!

Wir wollen raus aus der unfriedlichen Atompolitik!
Wir wollen ein Europa des Friedens!
Wir wollen gemeinsam mit den anderen Völkern an einer
lebenswerten Zukunft arbeiten. Wir wollen eine Politik.

Wissenschaft und Forschung, die für soziale Gerechtig-
keit und fiu die Erhaltung der Natur sorgt. Wir wollen die
Gleichberechtigung aller Geschlechter, Rassen und Völ-
ker.
Wir wissen. die Herrschenden in diesem Land werden das

nicht freiwillig tun. Doch die Menschen hier merken, wie
sie belogen werden.

Wir wollen raus aus der Politik der Abscbresftung. Wir
glauben nicht an die Logik des Aufrüstens, um abzurü-
sten.
Für uns gibt es nur eine Friedenspolitik Frieden schaffen
ohne Waffen!

Dafür lohnt es sich zu kämpfen.
Menschen in unserer Wissenschaft beteiligen sich nicht
an Rüstungsforschung. Männer und Frauen verweigern
den Kriegsdienst. Lehrerinnen und Lehrer engagieren
sich gegen die Militarisierung und erziehen zum Frieden.
Beschäftigte in Rüstungsbetrieben erarbeiten friedliche,
umweltfreundliche und sozial nützliche Alternativen zur
Waffenproduktion. Städte, Gemeinden und Vereine
knüpfen Partnerschaften zwischen Ost und West und
bringen alte Feindbilder zum Einsturz.

Die Bundesregierung soll wissen: Solange Waffen in der
Bundesrepublik stehen, werden wir dagegen angehen.

Im Herbst werden wir gemeinsam mit Menschen aus

unseren Nachbarländern für atomwaffenfreie Zonen
marschieren. Wir werden an Atomwaffenstandorten de-
monstrieren und mit Aktionen zivilen Ungehorsams den
Miltärbetrieb stören.

So wie es bei den angekümdigten Demonstrationen in
London, Brüssel und Amsterdäm werden auch wir mit
unseren Attionen fordern: Schafft ein entmilitarisiertes
Europa!

Unser Anfang war das Nein zu Pershing II und Cruise
Missiles. Die sind noch nicht weg. Jetzt muß der Schritt
zu den "Null-Lösungen" durchgesetzt werden. Aber unser
Engagement wird weitergehen:

* statt den Weltraum aufzurüsten müssen die Probleme
auf der Erde gelöst werden,

* statt Steuergelder an Rüstungskonzerne aL

verschwenden müssen die Rüstungsausgaben geküra

- äl,l"J;.ere Gesellsch aft zttmilitarisieren muß das

Recht zur Verweigerung aller Kriegsdienste aner-
kannt werden,

* statt mit Waffenexporten den Tod aus unserem Land
nach Südafrika, Lateinamerika, Iran und Irak oder an-

derswo 2u hingen müssen gerechte Beziehungen mit
den Völkern der "Dritten Welt" aufgebaut werden.

Wir sind aufgestanden gegen die atomare Bedrohung.
Wir werden weitergehen, bis eine Welt ohne Waffen
Wirklichkeit geworden ist. Es gibt viel zu tun, machen wir
den ersten Schritt.

Erklärung der Friedenskundgebung vom 13. Juni, Bonner Hofgarten

=
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Zu den Gmßworten von SPD und Grünen:

EinT;relder Demonstration am 13. Ju4i war, die Breite der Friedensbewegung öffentlich zu machen. Nachdem auch der

Vorstand der sozialdemokratischen pariei ende Mai beschloß, die Demonstration zu unterstützen, wurden die Fraktions-

spitzen der beiden Oppositionsparteien im Bundestag eingeladen, Grußworte zu halten. Diese Entscheidung war im Koor-

dinislung$usschuß nicht unumstritten.

Für die Einladung sprach, daß gerade die Auseinander-
setzung mit den Parteien "auf offener Bühne" die Kontro-
versen sichtbar werden ließe. Die Friedensbewegung
könne dadurch die Parteien aus einer selbstbewußten Po-
sition heraus fordern und durch die anderen Redebei-
träge werde die Position der Friedensbewegung stark ge-

nug dagegengesetzt.

Den erstenSchritt tun
Atomraketen verschrotten !

Auch im Rückblick nach der Demonstration konnte keine Einigung darüber erzielt werden, ob es gelungen ist, die kriti-

sche Distanz der Friedensbewegung zu den Parteien in der Kundgibuog deutlich zu machen oder db der Eindruck ent-

standen ist, daß die Parteien jetzt die Bewegung repräsentieren.

üüg"g.o sprach, daß prominente Parteipolitikerlnnen das

Bild und die Aus.uge der Demonstration in der Öffent-

lichkeit prägen könnten. Gerade jetzt sei es notwendig,

die libei den Abzug einer waffengattung hinausreichen-

den eigenen Perspektiven der Friedensbewegung deutlicl

^ *u"h"tt. Sprecherlnnen von Parteien, die avar die

"Nullösung" befürworten, aber weiterhin die Abschrec-

kungslogik unterstützen, seien schädlich, weil sie den

Eindruck vieler Menschen im Lande bestärkten, die Re-

gierungen und Parteien hätten die Sache der Abrüstung

endlich selbst in die Hand genommen und eigenes Han-

deln sei nicht mehr erforderlich.



Seite 17 Demonstration und Ktndgebung arn 13.Iuni 87

In Offenen Briefen hatte der Koordinierungsausschuß bereits die Parteien aufgefordert, sich hinter die Forderungen der
Friedensbewegung zu stellen. Im Anschluß an die Grußworte wurde folgende Erklärung des KA verlesen:

Vielen Dank für die Gruuwote su.s den Fraktionen.

lVir wollen vom Koordinierungsausscltuu den Fraktionen
noch ein Wort mit auf den Weg geben. Denn die bisheigen
Wofte und Taten der Fraktionen in der Opposiition reiclrcn
uns als Fiedensbewegung nicht.

Wr erwarten von den Grünen, daJ3 sie mit ilrer Uneinigkeit
Scltlul3 mqclrcn und sich genteinsant für die Aufhebttng des
Stationierungsbeschlus ses einsetzen. Macht SchtulS ntit den
Streitereien, kümmeft Euch um die zentralen Inlnlte der
Politih stellt die Fiedensfrage wieder in den Vorderynmd!
Fordeft einseitige AbrüsUng erst recht, wenn diese durclt
Verträge bestätigt werden kann. Macht weiter mit Aktionen
zivilen Ungelnrsams - wie bei der Pershing lA-Blockade
Ietzte Woche!

Aber erst recht ist uns die SPD eine klare Antwort auf wt-
sere Forderung scltuldig. Wr verlangen, daJ3 Sie im parla-
nrcnt die Aufltebung des Stationierungsbeschlusses - der ja
durch die SPD-Politik zusatnde kant - einfordent! Dies ist
ttötig um öffentlich zu zeigen, dalS nicht die Logik der
Naclrüstung zum heute Eneichten gefuhrt hat. Und dies ist
nötig, damit die Todesbasen sofon gescltlossen werden wtd
alle Monöver - wie zuletzt noch im Mai - mit Pershing II,
Perslting IA und Cruise Missiles eingestetlt werden!

Wr wollen mehr als Rüsturtgskontrollpolitik plus Fie-
densrlrcthoik! Setzen Sie das, was sie heute hier forderten -
gerade auch die kont'entionelle Abüsfung -, durch konkrete

Anträge im Parloment unt! Wr wollen SPD-politiker int
Parlanrcnt, denen die Loyalittit ntr Fiedensbewegung
wichtiger ist als die zur NATO!

Bekeruünisse und Sonntagsreden reichen uns nicltt, wir
wollen prahische politische Inititiaven sehen!

Die NATO will trotz "Null-Löstutg" bei der potitik der
Störke bleiben und ist stolz at{ die 4600 Atontsprengköpfe,
die in Westeuropa bleiben.

Wir wollen den sofortigen wtd einseitigen Ausstieg aus
Geist, Logik und Praxis der Bedrolrung der Vötker mit
Massenmordwaffen. Dieser l4llle nu$ in der NATO oder
auch gegen die NATO durclryesetzt werdbn!

In den sogenannten Sacluwöngen von NATO-Treue wtd
Rüsttutgslobbies sind int Parlantent die Forderungen der
Friedensbewegung immer wieder gescheiteft. Seit der Wie-
derbewaffnung und bei der Atornbewaffnung der Bundes-
republik bis lrcute ist der Melrheitswilte der Bevölkerungint
Porlantent ntilSachtet worden! Danit ntul3 ScttlulJ sein!
Unsere Abrüstungsfordentngen mtissen durchgesetzt wer-
den. Die Chance dazu ist jetzt da!

Aber wir werden als unabhöngige Fiedensbewegtng noclt
vieles dafär tun müssen! Wir brauchen in unserer Gesell-
schaft ein Klima, in dem keine Panei und kein parlanrcnt
rnelr an wßercn Forderungen vorbei Politik treiben kann!

Friedensbewegung:Konzeptevdn I riffi1;;;äffi#ffi;tj1'":#*l.t 
I Demonstration :Geißlers Schmerz

Über hunderttausend Menschen haben
in Bonn demonstriert, daß die Friedens-
bewegung noch lange nicht am Ende isl
wo manche ihrer Anhänger sie mit Trau-
er und viele ihrer Gegner sie schon mit
viel Vergnügen gesehen hatten. Vor die-
ser beeindruckenden Kulisse nimmt es
sich lächerlich aus, wenn der CDU-Gene-
ralsekretär Geißler die Zahl der Demon-
stranten herunterspielt und ihnen vor-
wirft, Unfrieden schüren zu wollen. Der
Stachel der Friedensbewegung muß den
Unionsparteien schmerzhaft im Fleische
sitzen, wenn sie zu solch grobem Kaliber
greifen.

Der Schmerz Geißlers ist verständlich.
Die große Zahi von Teilnehmern ist ein
deutliches Indiz, daß den Christdemokra-
ten auch nach ihrer halsbrecherischen
Wende zur -Null-Losung in Abrüstungsfra-
gen unverändert mißtraut wird. Gorba-
tschows Vorschläge und die amerikani
sche Bereitschaft, Atomraketen abzubau-
gn, h-aben gewiß große Hoffnungen in der
Friedensbewegung geweckt, abir sie ha-
ben nicht zu einem Beruhigungseffekt
geführt, der die Friedensbewegtän sich
ins Private hätte zurückziehen lassen.
Das muß die Koalition beunruhigen. Sie
hatte gehofft, die Abrüstungs- und Frie-
densdiskussion mit dem schnellen Auf-
sprung auf den Reagan-Zug in den Griff
zu bekommen. Das ist schiefgegangen.

Hundertausend in Bonn sind gewiß
nicht repräsentativ für alle Bundesbür-
ger, aber wo so viele sind, da gibt es auch
noch mehr. In Bonn zeigte sich nur Cie
Spitze eines Eisbergs, an dem sich das
Regierungsschiff noch manche Schram-
me holen kann. wtr (Bonn)

(Franlfurter Rundschau vom 15.6.87 )

*;:#*tö#*i:gä"il'=ru+,. lRuhe in der Gity
iuuti"i,x,."r,"uo"*ten'nu- \ hlfl}\|, I Kneipen und Cafds voll - Geschäfte leer
dah,rndih E^nho.H^f- ll ------

PJ;-""T{ 1=äirrl\ öut * l,*#;i"?"1*#;: ölg "iit".Ts:"*"":.:ffi',"Ti

.*.$#W lw: ä''' rsx
-.\eo- . "69'wcr-.\2-.

^os"-ä.$'*- |

^ 

\ \2 ^."' I Dl! Hobrttcrdldt ntch ds. D.mNt.tlon: D.r M{ilt w.r &hn.llt 
Ooa | 'D9cttuml Folo: Coldb.r!



Seite 18
Demonstration und Ktndgebung am 13. Iuni 87

Was kostet die Verschrottung der Atomwaffen ?

Millionen Mark könnten eingespart werden, wenn die otomaren Mittelstreckenraketen ersatzlos verschrottet würden'

Wieviel genau wissen wir nicht.

Dafur wissen wir, wie teuer eine Demonstration für die AbrüsAng ist: ca. 160'000,' DM'

Im April haben wir uns kunfristig fur d.ie Demonstration am 13.6. in Bonn entschlossen. Die politische Lage machte

unserEingreiftn erfordertich. *rit derekti"r;gr;";ii;i;;;;,i";pp ZWoclen nach-der Reglerunglgrklayne d':-q:l
Menschen sand in au Äig"n sieuen sollte, hät die Fiedeiibewäfung im Bonner Hofgarten eine klare Antwort Sege-

ben.

Die kune Zeit bis zur Dentonstration reichte aber nicltt, um wie üblich über Mateialverkauf und (Jnterstützungsbeitröge

alle Kosten zu decken. plakate, Zeitungen, *tairtiÄi'aundbiefe, euJtctiaea Buttons-mu!3teT produziert, Bühnen und

Lautsprecheranlagen, Mietfahneuge, Tetefon-, Strom- und Waiserar-täiutir, Fahrtkos-tön, Tbitettenwagen, Müllcon-

tainer, Zelte, Veryflegung technische Geräte, Pressearbeit, Sanitöter und hu'ndefte weitere "Kleinigkeiten" organisiert

ui,nd. iezantt weräh- 
"Cteiänzeffig 

sind die nomtalen Bürokosten weiteryelaufen.

Obwohl wir äußerst sparsam gewirtschaftet haben, ist ein Detizit von etwa 20.000'' DM zu befürchten'

Gteichzeitig versucht die Bonner (Jniversität, den Ko-ordinierungsausschu!3 mit einer- Prozeßwelle um die Hof-

gartenwiese in den finanzieilen Ruin zu treibeh.öiryi 7"oi7i1ut ÄaüiÄii"rys yta.4",.xoordiÄierungsausschuB den

juistischen Knmpf um äi ii""ii"ttrationsrecht in derbundeshauptstadt nicht durchhalten können'

In d.iesem Herbst werden vor allem regionale ttnd lokale Aktionen der Fiedensbewegurtg stattfinden' Der Koor'

dinierungsausschu!3 wiu für und über ai"se aitiiilütei inJornationyl.'iia Ä,g,rÄentotioilsiateiai anbieten, die Dis-

kussion der Fried.ensbewegung über ihre *titüi'Äirit-"Äi riop"lrttve kooänieren und die Ataions- und sffategie'

konferenz der Fiedensbeiegung am 28.129. November 87 vorbereiten.

Die bereits eingeleiteten einschneidenden SpannalSnahme-r.t ryly altein nicht reichen, die geptanten Proiekte zu fi-
nanzieren. Wrbrauchen üi iioiri"tt" nitfä aliiiiaeiten die Arbeit des Koordinierungsausschusses wichtigist'

Bitte helfi uns - mit einnmligen Spenden, durclt regehnäfiSe BeiträSe.wüloder durch Spendenbitten im Bekanntenlcreis

Jin aiiüuni,a"tweite Koordiiteruig. Füruns zöhlt leder Pfennigund iede Mark.

Spendenkonto für den Koordinierungsausschuß der Friedensbewegung:

Gerd Greune S}to Frieden (KA), Konto 87 783 bei der Sparkasse Bonn (BLZ 380 500 00)
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Bonner Uni im Kampf gegen das Demonstrationrecht

Prozeßwelle gegen Koordinierungsausschuß uird Friedensbewegung?

Die Kundgebung im Bonner Hofgarten mußten wir im Rechtsstreit gegen dle universität durchgsetzen. Jetzt versucht die

Uni, den ioordi'ierutgsausschudmit einer Prozeßwelle in den finanziellen Ruin zu treiben'

Schon vor der Demonstration hatte die Uni beim Bonner Landgericht eine Verbotsverfügung-un9 {" lt&:hung von

500.000,- Ordnungsgeld gegen den Anmelder erreicht. Die Störmanöver der Uni haben neben der Irritation vieler Men-

schen, ob die Demonstration verboten sei, auch eine erhebliche Kostensteigerung und organisatorischen Mehraufwand

bewirkt.

Obwohl die Uni im Eilverfah-
ren auf der Ebene der Ver-
waltungsgerichte (OVG Mün-
ster) unterlag und die Kund-
gebung auf der Hofgarten-
wiese dulden mußte. entschied
die 10. Zivilkammer beim
Landgericht am 10. Juli, daß

die Klage der Eigentümerin
auf Unterlassung berechtigt
gewesen sei. Die Folgen: ca.

7000 DM Gerichtskosten für
den Koordinierungsausschuß
und eine nach wie vor unge-
klärte Rechtslage. Ein Vorge-
hen gegen diese Entscheidung
auf der zivilrechtlichen Ebene

würde ein weiteres Kostenri-
siko von 15.000 - 20.000 DM
bedeuten.

I

i
\

Streitobjekt Hofgarten vor der Demonstration: zu schützender Rasen'

Gleichzeitig betreibt die universität auf der Ebene der verwaltungsgerichte das Hauptsacheverfahren' wenn die Frie-

densbewegung ihren Anspruch auf Demonstrationen in der Bundesh-ariptstadt nicht aufgeben will, muß der KA das Risiko

von weiteren 6000 - 7000 DM Gerichtskosten eingehen, kann es sich aber wegen des derzeitigen Defizits nicht leisten'

Als sei das alles noch nicht genug, droht die Uni jetzt noch mit einer weiteren Klage, da sie der merkwürdigen Auffassung

ist, als Eigentümerin der $iiese ittrnden ihr die von den Ständebetreibern an den KA gegebenen Spenden zu' An die von

ihr während der Kundgebung registrierten Ständebetreiber ( der KA kann der Uni die gewümschten Adressen nicht geben)

schickt sie Drohbriefe, um Auskünfte über geleistete Spenden und Zahlungen einer ;Standgebirhr" an die Uni zu errei-

chen. Unser Standpunkc Alle, die auf der Hofgartenwiese gespendet habe-n, wollten für die Kosten der Demonstration

spenden und nicht für die unibürokratie! Deshib empfehlen den Betroffenen dringend' keinerlei Ausktinfte zu geben und

kein Geld an die Uni zt zahlen.Der KA hatte für den rag das volle Hausrecht ur.? d"- Hofgarten *d *T haben an die

Stadt Bonn für alle Eure Stände pauschal die Gewerbegebühren entrichtet. Es wird sicher zu einem Prozeß zwischen KA

und Uni kommen. Falls Ihr am L3.6. Geld an die Uni bezahlt haben solltet, sagt uns bescheid, wir fordern es ftir Euch zu-

rück.

Die universität muß sich fragen lassen, wessen Interesse sie mit ihrem Verhalten eigentlich wahr nimmt, statt sich um ver-

nünftige Ausbildungsmöglichkeiten zu kümmern - sicher nicht das der Bonner Studentenschaftl All diese kleinmütigen'

schäbigen versuche einei Seilschaft der Bundesregierung im akademischen Senat der uni, die Friedensbewegung über fi-

nanzielle und juristische Pressalien zur Strecke zu bringen, düLrfen keinen Erfolg bekommen!

Der Koordinierungsausschuß will -gemeinsam mit anderen- den Streit um das Demonstrationrecht im Bonner Hofgarten

auch juristisch durchfirhren. nnts.ctreidend wird dabei das langwierige Hauptsachev.Ifull:" vo|den Verwaltungsgerichten'

Dazu brauchen wir die Hilfe all derer, die fiir die versammlu*ngsfreiheit ali unveräußerliches Grundrecht eintreten'
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Die Schlacht im Herbst

Im Herbst 1987 wird Europa vom größten NATO-Manöver aller
Zeiten aufgeschreckt werden: "Certain Strike" (zweifello-
ser/sicherer Angriff!). Ftinf Länder liefern insgesamt 78.000 Sol-
daten, um - nach den neuesten NATO-KriegsfüLhrungsstrategien
- in der BRD den 3. Weltkrieg zu üben. Vorher läuft die größte
"Reforger"-übung der Geschichte: 35.000 US-Soldaten müssen
innerhalb weniger Tage zur deutschen Front gebracht werden.

Reforqer

Während des Vietnam-Krieges zogen die USA sinige Divisionen
aus der BRD zurück - sie brauchten Nachschub. Diese Maß-
nahme stieß auf heftige Kritik bei den NATO-Partnern, v.a. weil
sie eine Untergrabung der Strategie der flexible response be-
deutete, eine Strategie, deren Glaubwürdigkeit von einem aus-
reichenden Kriegsfüürrungspotential in Europa abhängig ist.
Die USA schlossen daraulhin mit der BRD und Großbritannien
eine übereinkunft, in der festgeschrieben wurde, daß insgesamt
6 US-Divisionen sog. dual-based-divrsions seien, Divisionen also
mit zwei Standorten: einem in den USA und einem an der Front
in der BRD. Im Krisen- oder Kriegsfall sollten diese nach Eu-
ropa zurückgebracht werden. Es wurde vereinbart, diese über-
siedlung jährlich unter dem Namen Rerum-Forces4o-@4many
(Reforyer) zu üben.
Nach der Einführung des US-Kriegsführungskonzeptes Air-
Land-Battle und später der NATO-D oktrrn Follow-orp-

forces-attack kam ein neuer Aspekt hinzu: für die erfolgreiche
Durchführung dieser Konzepte war es nötig, die NATO-Trup-
pen in kürzester Zeit kriegsführungsfähig zu machen. Dazu ent-
wickelte der Oberbefehlshaber der NATO und der US-Truppen
in Europa General Bernhard Rogers 1982 den Rapid-reinforce-
ruent-plan. Dieser Plan hat drei Zielsetzungen:
1. Ein Teil der dual-based-Divisionen muß in Krisenzeiten in-
nerhalb von 48 Stunden vollständig bewaffnet an der Front ste-
hen.
2. Der Rest der sechs Divisionen muß innerhalb von 10 Tagen an
Ort und Stelle sein.
3. Soldaten anderer Divisionen sowie Ersatzwaffen und -muni-
tion dürfen nicht länger als 30 Tage auf sich warten lassen.
Um das zu ermöglichen, sollte schon.in Friedenszeiten ausrei-

chendes Kriegsführungsmaterial in Europa gelagert sein. Des-
wegen befinden sich im Rahmen des wartimeJtost-nation-sup-
porf-Abkommen in der BRD Waffen und Munition ftu 4 Divi-
sionen, in den Benelux fü,r 2 Divisionen.

Der Ablauf

Reforger fängt an mit einem Mobilisierungsbefehl des NATO-
Oberbefehlshabers. Es handelt sich hier "bloß" um eine be-
schränkte Mobilisierung: nicht alle sechs'Divisionen nehmen an
der übung teil.
Die mobilisierten Soldaten werden mit militärischen Transport-
flugzeugen und angeforderten Zivil-Flugzeugen nach Europa
gebracht, begleitet von Jagdflugzeugen der US-Luftwaffe.
Wihrenddessen wird per Schiff das ErsatzlMaterial" (Waffen,
Menschen, Munition) in Antwerpen, Rotterdam und Bremerha-
ven angeliefert.
Die diesjährige Reforyer-lJbung ist wie gesagt die größte in der
Geschichte. Zum Vergleich: 1983 übten 16.000, 1985 waren es
18.600, 1986 21.000 US-Soldaten. Neben den USA wird sich
auch Großbrit4nnien mit 15.000 Soldaten an der übung beteili-
gen.

Das Ganze spielt sich ab im Zeitraum vom 31.8. - 13.9.1987, an-
schließend findet dann d,er Zweiftllose Angriff statt: Vom 7. -
20.9. werden 78.000 Soldaten aus den USA, der BRD, Belgien,
den Niederlanden und - pikant, pikant - aus dem Nicht-NATO-
Staat Frankreich die Bundesrepublik als Schlachtfeld benutzen.
Das Manöver wird koordiniert wörden vom Hauptquartier des
AFCENT (Allied Forces Central Europe) i4 !1glssrrm (Nieder-
lande).

Niederländische Antimilitaristen überlegen sich entsprechende
Aktionen gegen diese Kriegsvorbereitung und würden dabei
gerne ar einer Zusammenarbeit mit bundesdeutschen Gruppie-
rungeo kommen.

Weitere Informationen:
AMOK-Sekretariaal Esdoornstraat 14, Utrecht
Niederlande, T el.: N3t-30442I22

Beutesut und Kri€gsgefangene der Bundeswehr

Staatsanwaltschaft ermittelt im Hunsrück

Ganz so schlimm, wie von Verteidigungsminister Wörner
immer vorgejrmmert kann es mit,der konventionellen
Unterlegenheit der Bundeswehr nicht sein. Den Huns-
rücker Friedensinitiativen liegen Dokumente vor, nach
denen sich das Heer der Bundeswehr Gedanken um die
Behandlung von Kriegsgefangenen und Beutegut macht.
Darin wird die Verwendung eines "standardisierten" An-
hängers aus Karton "zur Identilizierung von Kriegsgefan-
genen (KGF), Beutematerial und Beutedokumenten" be-
schrieben. Jede Dienststelle und Teileinheit soll zunächst
50 Anhänger "bevorraten". Das werde u.a, "die Gewin-
nung von Nachrichten und Informationen über den
Feind" erleichtern.

Die erste Veröffentlichung dieser Dokumente (VS-Nur

für den Dienstgebrauclr) rief die Staatsanwaltschaft auf
den Plan. Unbekannte hatten Kopien an die Mauer der
Cruise-Missile-Raketenstation bei, Hasselbach eeklebt.
Jetzt wird "gegen Unbekatrnt" ermittelt

Schluß mit dem Golf -Krieg
IGiegsschiffe der USA begleiten kuweitisclrc Tanker durch den
Golf, um sie vor iranischen Angriffen zu "scltützen". Das nng
kaunt mehr übenaschen, denn in ihrer grotJmöclttigen Manier ha-
ben die USA ja den Persischen Golf zu einent ihrer Interes-
sengebiete erklört, in dem sie schalten und walten wollen, wie es

ilrnen beliebt.

Werut dies sclton übel genug ist, ist unrso weniger begreiflich, dalS

sich Veneidigungsminister lilömer wtd seine Truppe intensiv Ge-
danken darüber nwclßn, wie sie den USA bei ihrem Golf-Aben-
teuer zu Hilfe kornmen können. Da ein direkter Einsatz der Bun-
desmqine politisch zu brisant erscheint, sollen andere Wege ge-

funden werden. Gedacht wird insbesondere nnl wieder an eine
"Entlastung" der USA int Nordatlantik. Die Bundesntoine soll
Aufgaben übemehmen, die bisher von US-Schiffen wahrgenont-
nren wurde, die dann im Persisclrcn Golf eingesetzt werden sollen,

Ob direkt oder indirekt - jede Art ntilitäischer Hilfeleßnmg fi)r
US-Abenteuer im Golf bedeutet, öl ins Feuer zu giepen und kri-
senverschörfende Einmischungen der USA n rechtfeftigen. Aber
das ist nicltt etwa ein "Ausrutsclrcr" eines entgleisten lOiegsntini-
sters, sondem pa$t zum Gesantbild. Derut nicltt zuletzt wird der
iranisch-irakische l{ieg mit bwtdesdeutsclrcn l4taffen geführt!

Wer will, dap 'Nie wieder lhieg von 'd[wschent Boden" ausgeht,
nu$ auclr dafi)r sorgen, da$ die Waffen für die Kriege in der'14/elt
nicht von deutschem Boden exportiert werden!
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Neue Verfahren wg. Blockade- Aufruf
Die Berufungsinstanz Bad Kreuznach wertet die Blockade der
Cruise-Missi-les-Basis vom November lediglich als Verstoß ge-
gen die Straßenverkehrsordnung. Nach der-Revision in Koblänz
könnte der Bundesgerichtshof zur "Verwerflichkeit" 1=56u1-
barkeit) von gewaltfreien Sitzblockaden nach den neuen Vorga-
ben des Bundesverfasst'ngsgerichts ein Grundsatzurteil spie-
chen. Justizminister Engelhard hat bereits ein Sondergesetz zlur
generellen Strafbarkeit von Sitzblockadea in der Schublade und
hofft auf ein "Umkippen" der FDP beim Parteitag am 5"/6. Sep-
tember.

Kaum hatte Oberstaatsanwalt Halfmann das erste Berufungs-
verfabren in Bad Kreuznach verloren, griff er tief in die juristi-
sche Trickkiste und zauberte ein Ermittlungsverfahren gegen die
"Hunsrück-Ko91dinisrurg" und alle Unterzeichner/innen des
Aufrufs zur Mai-Blockad-e. nie Ermittlungen wegen Paragraph
111 (Aufruf zu einer Straftat) in Verbinduig mit Faragrapir?-40
SIGB (Nötigung) führt die Bonner Staatsänwaltschalt. 

-Damit

versuchen die Behörden erstmals außerhalb Baverns. "abschrec-
kende" Urteile nicht nur gegen die ca. 50 bei där Mäi-Blockade
Festgenommenen zu erreichen, sondern alle mit Strafmaßnah-
men einzuschüchtern, die sich zu den Aktionen Zivilen Unge-
horsams bekennen. Die Blokkadeaktionen entwickeln sich bf-
fenbar zum ensten Störfaktor für den reibuneslosen Betrieb der
Kriegsmaschinerie in den Stationierungssrtei. Die Betroffenen
sind entschlossen, sich durch die Kriminalisierungsversuche
nicht einschüchtern zu lassen und die entsprechenden Gerichts-
verfahren wie die Blockadeprozesse bis züm endgü,ltigen Frei-
spruch durchzufechten. Der nächste Aufruf kommibesümmt.

Frauen in die Bundeswehr -
Wir sagen Nein!

Aus den großen Schlagzeilen ist das Thema weitgehend ver-
schwundei, und doch vörging kaum ein Monat, in d"em es nicht
von der einen oder anderen Partei, dem,/der einen oder anderen
Politiker/in in die Diskussion gebracht wurde, seitdem es 1978
zum erstem Mal auf der politischen Tagesordnrrng stand: Die
Einbeziehr'.g von Frauen in die Bundeswähr.

über nun fast zehn Jahre wurden die sich als "heißes Eisen" ent-
puppenden Pläne ständig am Kochen gehalten, wenn auch über
weite Stre_cken auf Sparflamme. Die Gewichtung der Argumen-
tation verlagerte sich dabei über die Jahre: Wur-de urspr-tiurglich
die Norwendigkeit der Einbeziehung in Frauen in die Bundes-
wehr überwiegend mit "Pillenknick" und daraus resultierendem
Nachwuchsmangel begrü,ndet, so blieben im Laufe der Zeit fast
ausschließlich die vermeintlichen Anliegen "Friedenssicherung
durch Bundeswehr" und "Emanzipationi' im Vordergrund dei
Argumentation Die Befürworter/innen reagierten damit ge-
schickt auf die breite und mit viel Nachdruck zum Ausdruck ge-
brachte Ablehnung jeder militärischen Verplanung von Frauen
durch die öffentlichkeit - Frauen, Mädchen, Männer, Parteien,
Gewerkchaften, Einrichtungen der Kirche und nicht zuletzt die
Frauen- und die Friedensbewegung. Aus gleichem Gruud wurde
das Thema in den letzten Jahren änehmend von Politikerinnen
in der öffentlichkeit vertreten, traten'Frauen als Verfechterin-
nen eines fargvü'rdigen "Emanzipations"anliegen auf. So die In-
itiative "Frauen zum Bund", eine willkürliche Konstruktion von
politischen Freunden und Freundinnen des Verteidigungsmini-
steriums, die im November letzten Jahres als eine scheinbar po-
litisch unabhängige und allein vom Gleichberechtigungsgedan-
ken getriebene "Basisinitiative" von Frauen und Madihän auf
den Plan trat. So auch die parlamentarische Staatssekretärin im
Verteidigungsministerium, Agnes Hürland (CDU), die vor we-
nigen Wochen den jüngsten Vorstoß in Richtung "Fraueo in die
Bundeswehr" machte. Ihr Vorschlas: Frauen sollen ab 1990 "ver-
suchsweise" und "auf freiwilliger Bäsis" - zum Beispiel als Sport-
lgfuglinnsa - in die Bundeswehr "aufgenommen" (!) werden.

Der wahre Grund fär das Festhalten an einer Einbeziehung von
Frauen in die Bundeswehr lieet weder in einer personellen Mi-
sere noch in einem Bemü,hei um Gleichbereihtigung. Durch

Am 1.4. Juni 1987 - einen Tag nach der Demonstration in Bonn - bilde-
ten mehr als 100.000 Menschen eine Friedenskette durch Paris. Vor
dem "Arc de Triomphe" wehte auch das Transparent vofü:;Hofgarten. In
einem Gruß hat der Koordinierungsausschuß die Notwendigkeit inten-
siver Zusammenarbeit mit den französischen Friedensgruppen betont,
nicht zuletzt um die unheilige Allianz der Atom- und Militärpolitiker
beider Länder nicht unbeantwortet zu lassen. An der Friedenskette und
einer Veranstaltung 'Beendet alle Atomwaffenversuche jetzt" nahmen
eine Reihe von wesideutschen Friedensgruppen teil.

,i
I

Frauen soll uns Militär als "sy.mpathisch", "menschlich", "normal"
u.a.m. nahegebracht werden, soll die distanzierte und zuneh-
mend kritische Haltung größerer Teile der Bevölkerung aufge-
weicht werden. Frauen'in'die Bundeswehr - ob verpflichiet oäer
freiwillig, ob als Soldatin oder Sportlehrerin - das bedeutet einen
weiteren Schritt hin zur Militäisierung unserer Gesellschaft.

Der bald neun Jahre anhaltende Protest und Widerstand gegen
die militärische Verplanung von Frauen hat dazu beigetiagen,
daß die Regierenden ihre Pläne bis heute nicht verwirklichen
konnten. Abgesehen von ihrer eigenen Uneinigkeit liegt das we-
sentliche Hindernis dafür in der friedenspolitisch und emanzi-
patorisch orientierten öffentlichen Meinung. Wachsamkeit, Ar-
gumente und Aktivitäten gegen eine Einbeziehung von Frauen
in die Bundeswehr, für wirkliche Emanzipation und fü,r eine
tatkräftige Friedenspolitik durch Abrüstung müssen nach Kräf-
ten verstärkt werden, um einen weiteren Schritt hin zur Militari-
sierung unserer Gesellschafft zu verhindern.

Initiative nFrauen h 
9ie 

Bundeswehr? - Wir sagen Neinln

Msteialien der Initiative sind zu erhqlten über "Ittitiative Frauen
in die Bundeswefu? - Wir sagen Nein!", Ltnernburger Strape 186,
5000 IQln 41 (Bitte BesteAschein anfordent),
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Ein Europa der atomaren Abschreckung?
von Dorothe Piermont

In letzter Zeit wird die Frage der Europöisierung der Sicherheitspolitik kontrovers disktutien. Dorothe Piermont, MdEP der

Grünen, hat uns hienu einen Beitrag aus ihrer Sicht zukommen lassen.

Gerade die Sozialisten bilden in Franlaeiöh die Speer-

spitze der Bestrebungen für eine eigenständige Atom-
macht Europa. Eine vsn ihngn eingesetzte Experten-
kommission stellte am 3.Dezember 1,986 ein Szenario fü'r

eine mögliche zukünftige Ennvicklung Europas vor: Eu-
ropa als föderativer Staat würrde Außen-, Verteidigungs-
und Wirtschaftspolitik obliegen. Der französische Präsi-

dent würde für eine Übergangszeit europäscher Vertei-
digungsminister, der allein die Entscheidung über den
Einsatz von Nuklearwaffen zu tragen hätte. Längerfristig
setze das die Definition einer europiüschen Politik der

atomaren Abschreckung voraus, so fasst "Le Monde"
diese überlegungen zusam men.

Staatspräsident Mitterand hat sich selbst am L5. 12. 86 bei
einem zweistüurdigen Vortrag vor dem "Royal Institute for
International Affaires" in London erläutert, daß "Euro-
päische Verteidigungsgemeinschaft die conditio sine qua

non des endgüütigen 6iglingens Europas sei". Die dort
verwendete Argumentationskette von der "unteilbaren
Atomwaffe" zur "Europdischen Verteidigungsgemein-
schaff' zergl, daß beide für Mitterand nicht unabhlingig
voneinander vorstellbar sind.

Auf westdeutscher Seite werden durchaus ähnliche Über-
legungen angestellt. Helmut Schmidts Doppelbeschluß
griff die Expertenvorschläge wie auch die Gedanken
Mitterands gerne auf. Anläßlich der Verleihung des

Adolphe-Bentick-Preises schlug er im Februar 1987 in
Paris ein integriertes westeuropäisches Verteidigungssy-

stem unter französischem Oberbefehl vor, wobei die fran-
zösische Atomstreitmacht dem französischen Präsidenten
unterstellt bliebe, ihre atomare Schutzzusage aber auf alle

beteiligten L?inder ausgedehnt werden müsse.

Bei solch trauter, waffenbrüderlicher deutsch-französi-
scher Eintracht kann es nicht wundern, wenn Gerard
Fuchs, sozialistischer Abgeordneter in der französischen
Nationalversammlung und Mitglied des Verteidigungs-
ausschusses, zu den weiteren Bausteinen zu einer euro-
päischen Verteidigung auch die Stationierung französi-
scher taktischer Nuklearwaffen in der BRD zählt.

Dieser Vorschlag lag in der Luft, seit Kohl sich mit
Mitterand im Februar 1985 Zeitungsmeldungen zufolge
geeinigt hatte, daß die ab 1992 n Stellung zu bringenden
neuen französischen Hades-Raketen weder bundesrepu-
blikanische noch deutsch-demokratische Ziele anpeilen

sollten. Die Hades-Raketen werden eine Reichweite von

bis zu 350 km haben und sind als Träger auch von Neu-

tronenwaffen vorgesehen. Deren Serienherstellung wurde

offenbar in Rahmen des funfiährigen mili*irischen Su'

perinvestitionsprogrammes von ca. L42Milliarden DM im
April dieses Jahres beschlossen. Die Hades-Raketen

hitten also schnurstracks über die beiden deutschen

Staaten hinweg nach Polen oder in die CSSR fliegen sol-

len, was bei einer Reichweite von 350 km und Stationie-

rung in Frankreich geograpisch uttmöglrch ist' Also wird

utr äio" Stationierung in der BRD gedacht .Eine solche

Entscheidung läge allerdings auch in der Logik des BRD-

Verhaltens. Schließlich ist die BRD, genauer die RWE,

über die SBK (Schnellbrüter Kernkraftrverk GmbH) am

französischen Schnellen Brüter Super Pheni:q der mit
größter Wahrscheinlichkeit das Plutonium ftir die Serien-

herstellung der Neutronenbombe erbrüten wir4 mit 11

Prozent beteiligt. Da wäre es aus Sicht unserer Regieren-

den nur folgerichtig, daß die'BRD ihrer Mitverantwor-
tung durch Stationierungsbereitschaft gerecht wird'

Zuruckzu unserem Thema. Warum dieses plötzliche In-

teresse an "europäischen" Atomwaffen und Atommacht-

Perspektiven? Virmutlich, weil Gorbatschow vorgeschla'

gen hat, alle landgestützten atomaren Mittelstrecken-

iuuff"o aus Europa abzuziehen' was als Schwächung der

NATO verstanden wird, weil er sich aber gleichzeittg eit-
verstanden erklärt hat, die französischen und englischen

Potentiale zunächst aus den Verhandlungen auszuklnm-

mern. Hier bahnen sich eindeutig mit Aufrüstung ver-

bundene "Ersatzlösungen" 4n.

Französische Neutronen'Raketen
in die Bundesrepublik?

Politische Sprengköpfe grolSen Knlibers, u.a. Mit-
terrands Berater Hemu und der Fraktionschef der
Gaullisten Messmer, beide ehemalige Vefteidi'
gungsminister, erläuterten in der TAZ freimütig
französische Wünsche zur Stationierung der neuen

Hades-Raketen mit Neutronensprengköpfen in der
Bundesrepublik.
Die Raketen haben eine Reichweite von 350 km.

Kanzler Kohl soll mittels *Zweitschlüssel" den Ein-
satzbefehl gegen Polen (dort liegt Auschwitz) und
die CSSR geben. Die CDU wiegelt das bisante
Thema (noch) ab. Aber 1978 stimmte sie im Bun'
destag fi)r die Stationierung der us-amerikanischen
Neutronenbombe.-deren Prohil<tion Prösident Car'
ter damals wegen der allgenteinen Empörung über
die sich lxauptsöchlich gegen "weiche Ziele" (:114sr'
schen) ichtende Strahlenbombe zurückstellte.
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Insbesondere Frankreich ist nun durch das sowjetische
Vorgehen in Argumentationsnot geraten: Seine Atom-
streitmacht ist, so will es die gaullistische Doktrin, auto-
nom und unabhängig. Abrüstungsverhandlungen anderer
dürfen sie daher weder interessieren noch berühren.
Dennoch war den Force-de-Frappe-Doktrinären natür-
lich immer klar, daß Grundvoraussetzung ihrer atomaren
Abschreckung die Anwesenheit des amerikanischen
Atomschirms in Europa war, daß sie insbesondere hin-
sichtlich der Infrastruktw konkret von der NATO abhan-
gig sind. Genau deshalb hielt Mitterand zum 20. Jahrestag
der deutsch-französischen Freundschaft sein flammendes
Plädoyer für die Stationierung von Pershing II und Cruise
Missiles vor dem Deutschen Bundestag! Daher gtassiert
in Kreisen französischer Polit-, Militär- und Medienstra-
tegen die schlecht verhohlene Angst, die Verschrottung
einiger amerikanischer Waffensysteme könne auf dem
Weg zu einer Denuklearisierung Europas auch die Force
de Frappe in einen Abrüstungsstrudel mithineinziehen.

Diese Angst ist zum Glück nicht unbegründet. Denn die
UdSSR hat durch den Mund Victor Karpovs, Leiter der
Abteilung Abrüstung im sowjetischen Außenministerium
bereits im April erklärt, daß die "Liquidierung der ameri-
kanischen und sowjetischen Mittelstreckenwaffen in Eu-
ropa ein erster Schritt zur Vernichtung aller Atomwaffen
auf dem Alten Kontinent sein muß. Und natürlich werden
sich Großbritannien und Frankreich diesem Prozeß an-
schließen müssen."

Im Elysee, dem Amtssitz des französischen Präsidenten
versucht man daher, aus der Not eine Tugend zu machen.
Mitterand will, so sieht es "Le Monde", vermeiden, daß
die "aktuelle Abrüstungsdebatte die Chancen für eine
Debatte über die Zukunft einer wirklich europäischen
Verteidigung beeinträchtigt, wie sie sich seit einiger Zeit
abzeichnet.

Wie aber könnte sich die BRD, die, wenn auch eher un-
freiwillig, im WEu-Vertrag 1954 und im Atomwaffen-
sperrvertrag 1974 völkerrechtlich gültig auf Atomwaffen
verzichtet hat, diesem europäischen Atom-Duo beigesel-
len? Ein in die Diskussion gebrachter Vorschlag ist der
von Maurice Duverger, Jurist aus dem Dunstkreis der
französischen sozialistischen Partei: "Paris könnte z.B.
Raketen, die zu entwickeln Bonn die Mittel hat, mit nu-
klearen Sprengköpfen ausrüsten. Das ganze würde eine
Abschreckung vom Schwachen zum Starken darstellen,
die bis jenseits von Hamburg und München ausgedehnt
wäre. Natürlich bliebe sie unterschieden von der natio-
nalen französischen Abschreckung, solange ein politisch
geeinigtes Europa sich nicht konstituiert hätte. Zweifellos
wäre das System des doppelten Schlüssels anzuwenden,
solange die BRD nicht das Recht hat, selbst über Atom-
waffen zu verfügen. Aber alle diese Punkte ließen sich
leicht regeln, wenn die Deutschen akzeptierten, einer
derartigen gemeinschaftlichen Verteidigung beizutreten."
Auch die Vorschläge Kohls und Mitterands zur Aufstel-
lung einer gemeinsamen deutsch-französischen Brigade
sind ein erster symbolischer Schritt in diese Richtung.

An die Stelle amerikanischer könnten natürlich gemäß

Duvergers Vorschlag auch französische Sprengköpfe
treten. Und damit fielen die umstrittenen Raketen in der

Tat aus den augenblicklichen Verhandlungen heraus, die
ja, wie bereits gesagt, die französischen und englischen

Atomwaffen (noch) ausklammern. Im Handstreich hätte

die BRD so zweierlei erreicht:

* sich selbst Zugriff zu Atomwaffen zu verschaffen
* den Grundstein fur die von Strauß bis Schmidt er-

sehnte europäische Atommacht gelegt. Damit wird
schlagartig deutlich, warum die BRD sich so starrsin-
nig an den nach allgemeiner Einschätzung als veraltet
geltenden Pershing IA festklammert.

Denn echte Abrüstung kommt für die NATO-Strategen
nicht in Frage. Schließlich wollen sie an der Strategie der
nuklearen Abschreckung unerschütterlich festhalten.

Unter diesen Umständen sehen sich ginige EG-Staaten,

insbesondere die Bundesrepublik und Frankreich, veran-

laßt, im Vollgefuhl ihrer Verantwortung für die durch
atomare Abrüstung "bedrohte" Sicherheit ihrer Völker
behera für eine europäische Atommacht zur Aufrechter-
haltung der Abschreckung einzutreten, wie auch die
ysllsidigungsminister der WEU-staaten auf ihrer Sit-

zung am 28. April 1987 in Paris festgestellt haben. Mit
anderen Worten: Hier wird eine europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft mit eigener Atomstreitnaacht geplant,

installiert als monumentales Hindernis für einen weiter-
reichenden Abrüstungsprozeß in Richtung auf die von

der Friedensbewegun, g geforderte Denuklearisierung Eu-

ropas.
(gekürzte Fassung der Gesamttext ist über das KA'Büro er'

hältlich)
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Der Koordinierungsausschup hat auf seiner enten Sitzung nach der 13. Juni-Demonstration nicht nur die gelanfene Aktion
ausgewertet und über die weiteren Aktiritöten beraten, sondern auch angesichts der engespannten Finanzsituation intensiv

äber Möglichkeiten einschneidender Einsparungen dislcutiefi. Dabei ist die Rolle des l(oordinierungsausscltttsses auch gntnd-

s(itztich angesprochen worden. Da wir annehmen, dafi Euch diese KA-Diskussion intercssiert, haben KA'Vertreter ihre in der

Dislatssion vertretenen - z.T. nicht unbedingt kontroversen - Überlegungen fiir den Rundbrief aufgeschieben.

Der Koordinierungsausschuß ist nicht die Friedensbewegung

von Karlheinz Koppe (Pax Cbristi)

Der Koordinierungsausschuß ist nicht die Friedensbewe-
gung. Die These klingt hart und provozierend. Ich ver-

trete sie schon seit Jahren. Nicht ohne Grund nennt sich
der KA "Koordinierungsausschuß" und nicht Präsidium,
Bundesvorstand oder sonstwie. NatüLrlich ist der KA auch
ein politisches Gremium. Seine politische Bedeutung aber

wird umso wirksamer sein, je mehr er sich seiner Grenzen
bewußt ist. Die Tenden4 sich mit der Friedensbewegung
zu identifizieren, möglichst noch mit der "ganzen" Frie-
densbewegung hat zur Folg", daß er die allgemeine poli-
tische und publizistische Aufmerksamkeit auf sich zieht
und damit von der eigentlichen Friedensbewegung, näm-

lich den Gruppen und Zusammenschlüssen, ablenkt. Das
kann tödlich sein, in jedem Falle ist es schadlich. Streitig-
keiten und Konllikte im KA, die sich oft unwirklich von
der Basis abheben, eine vielleicht notwendig werdende
Umorganisation oder gar Auflösung des Bü'ros, lösen

dnnn schnell gshlagzeilen oder irrige Einschätzungen aus,

etwa der Art "Die Friedensbewegung ist tot", "Der Wi-
derstand gegen die Rüsrungspolitik schläft ein" und ähnli-
ches mehr.

Der Koordinierungsausschuß ist notwendig. Wenn er
nicht existierte, mäßte er erfunden werden.'Auch diese

These vertrete ich seit eh und je. Sonst gäbe die Mitarbeit
von Pax Christi und anderen Gruppen keinen Sinn. Er ist
gewissermaßen eine Dienstleistung für die Gruppen der
Friedensbewegung. Er soll ihnen helfen - gemeinsame

bundesweite Demonstrationen und Aktionen zu organi-
sieren, andere Aktionen zu koordiniereq Austausch zu

ermöglichen. Die erste Aufgabe hat er gut geleistet, die

zweite schon seltener, die dritte überhaupt nicht. Statt-
dessen hat er ein Eigenleben entfaltet mit Zügen eines

politischen Debattierklubs, über den an der Basis, wo sie

wohlgesonnen ist, müde gelächelt, und wo sie weniger
wohlgesonnen ist, schlicht und einfach geschimpft wird.
Die Einschätzung friedenspolitischer Notwendigkeiten ist
gerade wegen ihrer Vielfalt an der Basis viel realistischer,
als wir uns das vorstellen, zumal jene, die im KA am lau-

testen reden, aber am wenigsten an Basis hinter sich ha-

ben. Ganz abgesehen davon besteht das Problem, daß

nach meiner Schätzung nvei Drittel der Gruppen vor Ort
sich vom KA gar nicht repräsentiert fühlen und von ihm

auch gar nicht repräsentiert sein wollen.

Es liegt folglich im Interesse der Friedensbewegung,

wenn sich der KA auf Koordinierungsaufgaben be-

schränkt und auch politisch so weit zurücknimmt, daß die

einzelnen Organisagi6len und Gruppen nicht im Schatten

bleiben, sondern sich besser entfalten können, sei es bun-
desweit, sei es vor allem auf örtlichdr und regionaler
Ebene. Die Friedensbewegung lebt von ihrer Vielfalt. Ich
halte es fir eine Illusion, daß der KA ein zentrales Motto
ausgibt, eine bestimmte Strategie und dann glaubt, bis in
die letzte Basisgruppe würde diese Strategie verfolgt. Das

mag fü,r die bundesweiten Demonstrationen durchaus
richtig sein, aber es muß in einer Weise geschehen, daß

Luft zum Atemholen bleibt. Und der KA muß mindestens

ebenso bedacht sein, die Vielfalt der Friedensarbeit zur
Geltung kommen zu lassen. Das, was oft herablassend als

"Gemisütwarenladen" oder "Warenhauskatalog" be-

zeichnet wird, macht in Wahrheit die Existenz und den
Inhalt der Friedensbewegung aus. Allen Versuchen und
Anfragen zum Trotz wurde und wird darüber im KA
nicht diskutiert - und es wäre doch so wichtig, gerade im
Hinblick auf die Basis.

Ich höre die Einwände: das sei unpolitisch gedacht, wir
mirßten uns auf klare Strategien und begrenzte Konzepte

6inigen. Solche Strategien und solche Konzepte soll jede

Gruppe vertreten und sie soll auch dafür werben, so viel
und so gut sie es kann. Wenn aber damit der Anspruch
verbunden wird, die ganze Friedensbewegung zu diszipli-
nieren und auf bestimmte Vorstellungen einzuschwören,
dann ist das ein untaugliches Agitieren am untauglichen
Objekt. Das hieße nämlich nicht mehr und nicht weniger,

als wichtige Energien, Zeit und Geld auf interne Ausein-
andersetzungen zu verwenden, anstatt diese auf das Auf-
brechen und Verändern althergebrachter und verkruste-
ter politischer und gesellschaftlicher Strukturen zu kon-
zentrieren, die nach wie vor Friedenspolitik verhindern.

Zum Glück kann der KA nicht allen Unsinn tun, den er in
konstanter Regelmäßigkeit nach jeder gelungenen Demo
(das ist seine Aufgabe, da hat er auch Erfolg!) verzapft'
nämlich langatmige Debatten, aussichtslose Suche nach

"der" Strategie, Schuldzuweisungen für diese oder jene

Panne. Die 7*it, die darauf verloren geht, kann besser

genutzt werden - n?imlich Aufräumen, Finanzen klären

und den Apparat (der ftir jede Demo sicher notwendig
ist) wieder reduzieren, damit wir nicht in den Zwang ge-

raten, Aktionen nachzuhecheln, um den Apparat zu fi-
nanzieren. Und deshalb mtissen wir in der Öffentlichkeit
klarmachen: die Friedensbewegung hängt nicht vom Ko-
ordinierungsausschuß und seinem Büro ab...
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Herbst 1987: die Friedensbewegung bleibt nicht auf den Zuschauertribünen

von Gerd Greune (Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte Kriegsdienstgegner)

Im Herbst L987 - möglicherweise schon beim Außenmini-
stertreffen der USA und der UdSSR im September - ent-
scheidet sich, ob ein Abkommen über die Verschrottrrng
der Atomraketen in Europa zustande kommt und ob der
Einstieg in die atomare Abrüstung gefunden wird.

Der jahrelange Druck der Friedensbewegung hat diese
Situation mit herbeigeftihrt. Die Mehrzahl der Menschen
will heute dis Ssflginng von der atomaren Bedrohung.
Ein neues Denken hat sich entwickelt, aber noch längst
nicht überall bei den Regierungen durchgesetzt. Wir ha-
ben allen Grund weiterhin politischen Druck zu machen:
Entgegen den Hoffnungen vieler Millionen Menschenauf
eine neue europäische Friedensordnung und einen tiefen
Einschnitt in die Atomwaffenarsenale unseres Konti-
nents, sträubt. sich die Bundesregierung gegen konkrete
Schritte zur Abrüstung. Sie will die pershing IA-Raketen
in den Bundeswehrstellungen behalten. Sie verweigert
offen die Beseitigung der anderen über 4000 Atomwaffen
in der Bundesrepublik. Sie schreitet fort auf einem Weg,
der unser Land auf unabsehbare Zeiten zur atomaren
Abschußrampe und Zielscheibe macht. Bundesminister
Wörner kündigt unverhohlen, noch bevor eine einzige
Rakete verschrottet wordön ist, an, daß Cruise-Missiles
für den europäisihen Gebrauch zukünftig luft- und seege-
stützt werden sollen, daß die Pershing-Raketen ebenso
wie andere atomare Trägersysteme "modernisiert" wer-
den sollen - kurz und büurdig, daß für die nächsten Jahre
ein r mfassendes Nachrüstungsprogramm von der Bun-
desregierung initüert wird. Für die weitere konventionelle
Aufrüstung werden Milliarden Mittel bereitgestellt.

Ebenfalls unverhohlener werden die politischen Initiati-
ven für eine westeuropiüsche Zusammmenarbeit auf dem
militärischen und nuklearen Gebiet. Symbolischer Aus-
druck dieser Politik ist die Ankündigung einer gemeinsa-
men Brigade mit den franzo5isghgn Streitkräften. Die
Bundesregierung sucht den Schulterschluß mit
Frankreichs Atomstreitmacht.

Trotz aller Beteuerungen, vor allem des Außenministers,
eine weltweite Achtung aller Chemiewaffen betreiben zu
wollen, wird Ende dieses Jahres in den USA mit der Pro-
duktion von neuen gefährlicheren Chemiewaffen 6egon-
nen. Ziel dieser Produktion ist die Stationieruns neuer
Chemiewaffen in der Bundesrepublik.

Die Mehrzahl der Menschen in der Bundesrepublik und
in ihren Nachbarländern erwarten politische Abkommen
für ganz Europa, die zur Beseitigung der Atomraketen,
aller Atomsprengköpfe, der chemischen Waffen und eine
drastische \,rgldngerung der Truppenstärken in Ost- und
Westeuropa zum Ergebnis haben. Die bisherige Ver-
handlungsroutine hat ihre Hoffnungen enttäuscht. Es
kommt also darafu an, mit anderen Konzepten und einem
anderen Denkmodell an diese Abrüstungsfrage heran-
zugehen: der Verzicht auf eine perfektionierte Abschrec-
kungslogik, die Bereitschaft ntr gemeinsamen Sicherheit
mit unseren Nachbarn, die F?ihigkeit zu regionalen Abrü-

stungsschritten und die Entschlossenheit zu einseitigen
Abrüstun gsmaßnahm en sind dafüLr eine Voraussetzung.

Nach der großen Demonstration am 13. Juni L987 in
Bonn werden im Herbst 1987 an den verschiedenen
Standorten in der Bundesrepublik, in der die fortgesetzte
Politik einseitiger Aufrüstung dokumentiert wird, Aktio-
nen durchgeführt an Pershing IA - Stellrrngen, an der
Wiederaufbereitungsanlage in Wackersdorf, an den Sta-
tionierungsorten für Pershing II - Raketen und Cruise
Missiles und an Stätten massiver konventioneller Aufrü-
stung. In der Verbindung dieser verschiedenen Standorte
wird ein Bild ins Bewußtsein zurückgeholt, daß durch die
"Abrüstu"rgseuphorie" der Medien gegenwärtig verklärt
wird: in der Bundesrepublik befinden sich Massenver-
nichtungswaffen und Kriegsgerät in einem Umfang, der
füLr die Menschen unzumutbar geworden ist. Mit diesen
Waffen läßt sich nicht länger zusammenleben. Sie sind
eine Bedrohung für die eigene Bevölkerung und die Be-
yfilftgnrng unserer Nachbarstäaten. Sie stehen einer ver-
nünftigen Friedensordnung in Europa im Wege.

ps1 I(6sldinierungsausschuß wird in diesem Herbst mit
eigenen Materialien zur Verfügung stehen, in denen über
die verschiedenen Aspekte der regionalen Aktionen in-
formiert wird. Dabei kommt es vor allem darau an. den
eigenständigen Charakter der Friedensbewegung und der
zukiturftigen Friedensarbeit darzustellen. Dazu gehört
auch die Diskussion über zukiturftige Arbeitsformen auf
regionaler und Bundesebene. Wir'sollten die Friedenswo-
chen der kirchlichen Gruppen und der Naturwissen-
schaftler im November nutzen, um die Bewegung weiter-
zuentwickeln. Wenn wir uns von der Gefahr eines kon-
ventionellen oder atomaren Krieges in Europa befreien
wollen, müssen wir eigenständig Druck machen und dür-
fen keine lllusionen gegenüber den von Militärs geführ-
ten Verhandl "tgen sowie gegenüber taktischen Pl?inen
politischer Parteien haben. Unser aktives Engagement
richtet sich auf ein neuues, völlig neues Denken und
Handeln.

Die örtlichen und regionalen Aktionen der Friedensbe-
wegung sind eine gute Gelegenheit dafüLr.

Die Friedensbewegung braucht Aktionen zivilen Unge-
horsams und ilie Solidarität mit denen, die fur ihre Frie-
densaktivitäten bestraft werden.

Wir brauchen die Beteiligung an den Friedensmärschen
im September und an den Friedenswochen im November.

Bereitet in den Friedensgruppen die Aktions- und Strate-
giekonferenz der Friedensbewegung am ?ß.129. Novem-
ber 1987 vor. Denn für die Auseinandersetzuagen der
kommenden Jahre brauchen wir weitere Perspektiven,
konkrete Handlungsid€en und vor allem konkrete Vor-
stellungen von einem Bild, wie ein Europa aussehen
kann, in dem Waffen keinen Platz mehr haben und in
dem die Gegensätze zwischen Ost und West auf friedliche
Weise ausgetragen werden können.
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Sieben Thesen zur Arbeit der Friedensbewegung
von Achim Maske (Komitee ftir Frieden, Abrüstung und Zusammenarbeit)

1. TRoTZ MEINUNGSMEHRHEITEN FÜR
ABRÜSTUNG WEITER AUFRÜSTUNG

Wir sind mit einer widersprüchlichen Situation konfron-
tiert. Einerseits haben wir wie keine andere gesellschaftli-
che Bewegung in der Geschichte der Bundesrepublik in
den achtziger Jahren die politische Landscha-ft verändert.

Millionen aus fast allen gesellschaftlicheir Bereichen ha-

ben den Schritt vom Delegieren zum eigenen politischen
Handeln eingeübt und haben Mut entwickelt, für ihre
überzeugungen einzutreten.
Der sicherheitspolitische Konsens bleibt zerbrochen.
Dreieinhalb Jahre nach dem Beginn der Stationierung
von Pershing II und Cruise Missiles sind die Ergebnisse
von Meinungsumfragen noch eindeutiger geworden als

1983. Mehr als X) 7o der Befragten sind für die Beseiti-
gung aller Mittelstreckenraketen, große Mehrheiten für
sofortigen Atomwaffenteststopp oder gegen, die Ent-
wicklung von Weltraumwaffen. Dies haben wir erreicht,
obwohl der Propagandaapparat der Aufrüster auf Hoch-
touren gelaufen ist.
Andererseits haben wir keine Ende der Aufrüstungspoli-
tik erzwingen können. Die Perfektionierung der Massen-
vernichtungswaffen für Erstschlagsstrategien ist weiter
gegangen. Im Rahmen von "SDI" werden Waffen ftir den
Krieg aus dem Weltraum und atomare Laserwaffen ent-
wickelt und getestet. Die USA haben Salt II gebrochen
und wollen den ABM-Vertrag über das Verbot der Ra-

ketenabwehr beseitigen.
Wir haben eine rechte Regierung, die scheinbar alle For-
derungen aussitzen kann. Die Umrüstung der Bundes-
wehr mit neuen "intelligenten" Offensivwaffen für den

"schlag in die die Tiefe" wird fortgesetzt. Die Atomrake-
ten sind stationiert. Auch das Sinken der Zuwachsraten
des Rüstungshaushaltes unter die NATO-Vereinbahrun-
gen bedeutet nur eine zeitliche Streckung der Rüstungs-
programme. Mit der atomaren Wiederaufbereitungsan-
lage werden technologische - wenn auch noch nicht politi-
sche - Vorausetzungen für eine bundesdeutsche Atom-
waffenproduktion geschaffen.
Die innere Militarisierung und die Angriffe auf die de-

mokratischen Rechte gehen weiter. Ausplünderung und

lnterventionen in der "dritten Welt" werden fortgesetzt.
Die ökologische Zeitbombe tickt immer lauter. Die
strukturellen wirtschaftlichen und sozialen Krisenpro-
zesse verschärfen sich.
Wir müssen diese Widersprüche für unsere Arbeit ge-

meinsam analysieren und Klarheit über unsere Erfolge
und unsere Schwächen gewinnen. Nur so werden wir die
langwierige Auseinandersetzung um den Einstieg in die
Abrüstung und die Enfwicklung eines Abrüstungsprozes-

ses für uns entscheiden können.

2. DENNOCH:. DIE RAKETENSTATIONIERER
SIND IN DER KLEMME

Dreieinhalb Jahre nach dem Stationierungsbeschluß
könnte sich der damalige "Sieg" der Bundesregierung als

"Phyrrussieg" erweisen. Gefangen in der jahrelangen ver-

loginen Nullösungspropaganda, konfrontiert mit einem

US-Präsienten, der durch ein "Bauernopfer" bei Mittel-
streckenraketen sein übriges Aufrüstungsprogramm zu

retten versucht und einer UdSSR, die Vorstellungen der

Friedensbewegung aufgenommen hat und mit neuer Fle-

xibilität die miliftirische Logik dem politischen ZielAbrü-
stung unterordnet, wird die Lage für die Bundesregierung

schwierig. Daß sie über keine Konzeption für Abrüstung

und ausschließlich politische Friedenssicherung verfügt,

hat sie ebenso demonstriert wie , daß sie Miwerfügung

über modernste, zu Erst- und Entiauptungsschlag fähige

Atomraketen will. Durch das willktirliche Beharren auf

Pershing I-Raketen ( bei doppelter Nullösung !üLr die

UdSSR ) versuchen zumindest große Teile der'Regie-

rungskoalition ein Abkommen zu verhindern. Gleichzei-

tig Juchen sie Verbituldete in den IJSA, t't' im Falle eines

Virtragsabschlusses dessen Ratifizierung aufzuhalten'

Ganz sicher wäre für diese Regierung ein Abkommen

kein Einstieg in die Abrüstung, sondern eine Herausfor-

derung ^ niueo Um- und Nachrüstungen. Die Friedens-

bewegung hat allen Grund füLr die Verschrottung aller

atomaren Mittelstreckenraketen z.u kämpfen ohne ihre

anderen Forderungen aus dem Auge zu verlieren'

3. WIR FIABEN FUNDAMENTE ERRICHTET

Daß in der Friedensbewegung a"gesichts der Dramatik

der Situation nicht vorrangig über eine neue Großdemon-

stration diskutiert wird, widerspiegelt manche Unsicher-

heit. Es hat aber auch etwas damit zu tun, daß wir mit

unserer Arbeit der letzten Jahre auch etwas geschaffen

haben, an dem die Bundesregieru"g nicht so obne wei-

teres vorbei kommt. Zu den Wirkungen unserer Bewe-

gung gehört, daß Feindbilder, die Aufrüstung zu legiti-

Li"i"" halfen, ins Wanken geraten sind (Dazu haben

natürlich auch Veränderungen in der inneren und äuße-

ren Politik der UdSSR erheblich beigetragen).

wir haben die politischen Rahmenbedingungen auch fü'r

Regierung, Pailament und Parteien verändert' Die SPD

haiihre Foütik ändern müssen. Die Grünen konnten in

den Bundestag einziehen. 1987 hat die CDU/CSU ihr
schlechtestes Wahlergebnis seit 1949 hinnehmen müssen'

Die gegenwärtigen Auseinandersetzungen sind ein Hin-

weis-dlauf, daß starke Kräfte begriffen haben, daß

"Weiter so, Deutschland" mit gefährlichen Wahlperspek-

tiven für die CDU/CSU verbunden ist. Unsere politischen

Gegrer sehen manchmal genauer, in welche Isolation wir

sie gebracht haben. Bisher ist die Rechnung avar noch

aufgegangen, den Verlust der Regierungsmacht z-;tr ver'

hiträeto, iod"- eine "gemäßigter" auftretende FDP die

Verluste der CDU/CS-U durch Gewinne z'T' ausgleichen

kann. Das funktioniert nicht für alle Zeit. Hoffnungen

werden enttäuscht, wenn Taten gänzlich ausbleiben' Das

ist für eine Partei mit kleiner Wählerbasis eine konkrete

Bedrohung.
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4. wIDERSTANDE UND PRoBLEME

Das politische System der Bundesrepublik hat Reserven,
mit denen auch bei starkem Druck Auswirkungen auf die
materielle Politik der Regierung abgemildert werden
können. Bei dqn letzten Bundestagswahlen hätte eine ge_
eint auftretende parlam entarische Opposition verhindsln
können, daß viele Wähler meinten, nur durch Wahl der
FDP sei d35 gchlirna6fs in dsr Außen- und Rüstungspo_
litik zu vermeiden. unsere Anstrengungen haben näch
nicht ausgereicht, die parlamentarische Opposition zu ei_
ner realen Alternative zur Regierung n mtrngen. Dies
müssen wir erreichen, ungeachtet der Gewißheit, daß
nicht allein eine andere Regierung sondern eine aktive
Friedensbewegung die Kraft ist, die den Einstiee in die
Abrüstung bewirkt.
Bis 1982 war die Friedensbewegung für alle über die ato-
mare Bedrohung besorgten alleiniger "Hoffnungsträger".
Seit dem Einzug der Grikren in den Bundestag und den
programmatischen Veränderungen der SpD in der Op-
postion konkurriert die Friedensbewe;gung mit diesen
Parteien um die Rolle des Hoffnungsträgers. Es bleibt
wichtig, auch diese Parteien mit unseren Forderungen zu
konfrontieren, um zu gewährleisten, daß sich bei ihnen
die friedenspolitischen Positionen weiter- statt zurück
entwickeln. Wir verlangen Konsequenz. Sowohl SpD als
auch Grünen kattn der Vorwurf nicht erspart werden, daß
sie bei den Bundestagswahlen 1987 ihre friedenspoliti-
schen Positionen parteitaktischen Erwägungen unterge-
ordnet haben. Wer eigene Mehrheiten oder Nichtiu-
sammenarbeit fUr wichtiger erklärt als ein Ende der Auf_
rüstung, schadet der Friedensbewegung und verwischt die
Alternative, um die es geht. Solche Konstellationen müs-
sen wir für die Zukunft unmöglich machen.

5. ERREICHTES DEUTLICH MACHEN - DIE
AUFGABEN KLAREN

Die Demonstration vom 13. 6. 87 in Bonn hat dazu bei-
getragen, in der öffentlichkeit zu verdeutlichen, daß die
Bundesregierung trotz erzwungener Zustimmung zur
"doppelten Null-Lösung" die Verschrottung der Atämra-
keten zu verhinden sucht. Daß trotz ihrer Demagogie
über L10.000 Menschen nach Bonn gekommen sind,lst
ein_ großer Erfolg. Dennoch sollten wir nicht verdrängen,
daß viele zuhause geblieben sind. Vielen Jungendlichen,
die als Kinder am Fersehschirm die Botschafi vermittelt
bekamen, daß auch das Handeln von Millionen die Sta-
tionierungsentscheidung der Regierung nicht aufhalten
konnte, haben wir noch nicht vermitteln können. daß sich
Engagement langfristig auszahlt. Viele kamen nicht, weil
sie glaubten, dasZiel sei schon erreicht. In vielen Initiati-
ven ist der Kreis der ständig Aktiven geschrumpft. Neue,
insbesondere jihrgere Aktive werden oft nicht gewonnen.
Wir müssen verständlich machen, daß wir erst Atem ho-
len können, wenn die Raketen verschrottet sind. Denn
wenn der Druck ausreichen sollte, den wir entwickelt ha-
ben und weiter entwickeln müssen, ein Abkommen
durchzusetzen, werden wir (mit mehr Rückenwind) Ver-

suche abzuwehren haben, neue Nachrüstungen durch-
zusetzen und gleichzeitig für unsere weiteren Forderun-
gen Unterstützlig ztt mobilisieren, um aus einem ersten
Schritt eine Wanderung zu machen, die zu unserem Ziel
führu einer abgerüsteten, friedlichen und gerechten Welt.

6. wIR BRAUCHEN DAS GESPRAcH MIT DER
BEVÖLKERUNG VOR ORT

Die Friedensbewegung lebt von der aktiven, selbstbe-
st:mmten Arbeit vor Ort. Sicher haben die Standortaktio-
nen im September und Oktober eine hohe Bedeutung ftir
die Zuspitzung der Raketenfrage. Neben den zahlreichen
Kongressen der berufsspezifischen Ftiedensinitiativen ist
d31ülglhinnus die Vslsf:irftnng der Arbeit vor Ort be-
deutsam. Wir sollten deshalb während der Friedenswo-
chen der Naturwissenschaftler und der christlichen Frie-
denswoche (8. - 1-8. 11.87) verstärkt die Diskussion mit
der Bevölkerung organisieren. Wir müssen deutlich ma-
chen: nicht Delegieren an andere bringt Abrüstung son-
dern eigenens Handeln. Wir stehen nicht mehr am Punkt
Null. Die Kräfteverhältnisse sind schon ein Stück ver-
schoben. Die ganze Breite unserer po1ds1 rng€n und un-
sere positive Alternative muß neben dem Eingreifen in
die aktuelle Auseinandersetzung in der örtlichen Infor-
mationsarbeit sichtbar werden.' Das verlangt von der
Friedensbewegung, immer wieder llsldlrrngsmöglich-
keiten in der ganzen Breite unserer Aktionsformen anzu-
bieten. Nur wenn wir auf eine lange Perspektive daran
arbeiten, politisch handelnde Mehrheiten zu schaffen,
werden wir den 'Aufrüstern", die jede Chance zur Ver-
hinderung oder Umgehung von Abrüstung nutzen wollen"
ihren politischen Spielraum nehmen.

7, DIE STRUKTUREN DER FRIEDENSBEwE-
GUNG VERBESSERN

Die Friedensbewegung braucht die bundesweite Koordi-
nation. Bei aller Kritik im Einzelnen hat das Spannungs-
verhältnis zwischen um!fiangigen Initiativen verschie-
denster Art, Aktionskonferenzen, Friedensorgattisationen
und dem Koordinierungsausschuß produktiv gewirkt und
eine im internationalen Vergleich wirksame Bewegung
ermöglicht. Deshalb sollten die bestehenden Strukturen
beibehalten und konkret verbessert werden. Das betrifft
auch den Korrdinierungsausschuß. Angesichts der Dra-
matik der internationalen Auseinandersetzung sollte auch
er handlungsfahig bleiben. Das heißt, daß er durch neue
Gruppierungen erweitert, daß sein Bü,ro aufrecht erhal-
ten, er Materialien für den Herbst erstellen und versu-
chen sollte, der öffentlickeit die vielfältigen Aktivitaten
vor Ort als gemeinsame Aktion der gesamten Friedens-
bewegung zu vermitteln. Einzelne Aktivitaten vor Ort
werden dadurch bundespolitisch wirksam, daß sie koordi-
niert und gebündelt dargestellt werden. Für diese Arbeit
braucht der Koordinierungsausschuß dringend finanzielle
Unterstützung.
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Frie&nsbewegung statt Bewegungsverwaltung

oder: "Wirsind noch da" ist keine Perspektive

von Dieter Schöffmann (Koordinationsstelle Ziutler Ungehorsam)

Die Friedensbewegung ist (immer nocQ in der Krise. Es

mangelt an eigenen, der heutigen Situation angemesse-

nen, Handlungsperspektiven. Auch heute ist die Nieder-
lage '83 in ihren Ursachen und Konsequenzön bei weitem
nicht in der gesamten Friedensbewegung aufgearbeitet.
Und die st?indig neuen Gorbatschow-Vorschläge verwir-
ren nicht nur die NATO-Regierungen, sondern auch die

Friedensbewegung. Wir sind in einer Situation, daß Gor-
batschow uns vordergtündig die uns fehlende Perspektive
gibt. Daß die Friedensbewegung zlur Zeit wieder ein
Thema ist, hat ja in der Tat mehr mit den sowjetischen
Verhandlungsvorschlägen und den CDu-Stahlhelmern
als mit eigener Bewegungspotenz z\ tun. Immer mehr
Friedensbewegte laufen der Doppel-Null nach und ver-

kennen dabei die reale Aufrüstungslage und wollen von
bisherigen eigenen Forderungen (wie der nach einseitiger

Abrüstung etrra) nichr mehr wissen. Geht dies so weiter,
wirtschaftet die bisher zu unrecht totgesagte Friedensbe-
wegung sich selbst zugrunde.

Die Chance der Perspektivkonferenz im Mai, weiterrei-
chende Handlungsorientierungen in der gesamten Frie-
densbewegung zu entwickeln, unter Berücksichtigung der
realen gesamtgesellschaftlichen Lage, wurde vertan. Frie-
densmensch beschränkte sich auf die Selbstmobilisierung
zur unumstrittenen Demo am 13. Juni.

Die Demonstration selbst war - ftotz vieler und politisch

sehr guter Reden - nicht viel mehr als eine Inszenierung
im Hofgarten-Theater unter dem Motto "Wir sind noch

da!". Darin steckt keine politische Stoßkraft mehr. Vor
allem dann nicht, wenn - wie am 13. Juni zumindest in der

Medienverbreitung geschehen - die Bewegung, die

100.000 anwesenden Menschen, den Parteien und vorne-

weg der SPD zufüßen gelegt wird.
Will die Friedensbewegung im Hinblick auf Abrüstungs-
politik und Entmilitarisierung ein ernstzunehmender

Faktor bleiben bnv. wieder werden, muß sie, müssen wir
uns in den nächsten Monaten verstärkt der Neuentwick-
lung zukunftsweisender Handlungsperspektiven widmen

und die dazu notwendigen Kommunikations-, Koordina-
tions- und Arbeitsstrukturen ggf. (weiter)entwickeln'

Koordination: ja! - KÄ':iein!
Jede soziale, außerparlamentarische, oppositionelle Be-

wegung gewinnt an Stärke und Durchsetzungskraft, wenn

ihr eine überregionale organisatorische wie politische

t(6s1dini glung gelingq eine Koordinierung allerdings, die

die Vielfältigkeit der Bewegung nicht einschränken darf.

Eine solche Koordinierung verliert an positiver Wirkung
und wird gar schädlich, wenn das konservative Bewahren,
der Selbsterhalt, das Festhalten an Gewohntem das aus-

schlaggebende Moment für die Weiter"arbeit" einer sol-

chen "Institution" wird - allemal wenn veränderte Bewe-
gungszustände in dieser nicht mehr berücksichtigt wer-
den.

Die Bildung des "Koordinations-/Koordinienrngsaus-
schusses der Friedensbewegung" - anfänglich nur fürjede
Großdemo gebildet und jeweils wieder zu informellen

"Kaffee-" uoä "Kakao-Runden" aufgelöst, seit 1983 aber

verstetigt - der KA also war füLr die Friedensbewegung

unter dim Strich ein wichtiger Schritt. Ein Blick auf die

Anti-Al(W-Bewegung zeig| mtar, daß es auch ohne ein

solches Gremiungeht, aber auch, welche Probleme auf-

grund marrgelndei Kommunikation und l(6s1dinis1urg

äpischen den verschiedenen Gruppierungen in einer Be'

wegung auftreten.
Immer noch hat der KA - wenn er mal zu einer vepünfti-
gen politischen Diskussion kommt - ein recht hohes ana-

tytiscnes und politisches Niveau, genauer-die zwanzig bis

uerÄgFunktionärlnnen, die sich im Laufe der Jahre an-

einanäer abgearbeitet, sich in vielfältigen Situationen

kennen- undieils schätzen gelernt haben. Dies ermöglicht

kontroverse und trotzdem konstruktive Diskussionen anri-

schen politischen Positionen, die an anderen Orten teils

unvers-öhttlich und kommunikationsunfähig aufeinander-

prallen.
So hat der KA auch in richtiger Auswertung und Ein-

schätzung der Lage einen Demonstrations-Aufruf ftir den

13.6. verabschieden können, der nicht platt auf "00", son-

dern auf die Aufhebung des Stationierungsbeschlusses

und den sofortigen Abzug der Raketen als eigentlichen

Knackpunkt ngespitn ist. Aber: Soweit nachprü{bar,

wurdeiast überall in der Friedensbewegung "fär (X)" nach

Bonn mobilisiert, was dem zwischenzeitlichen realen frie-

denspolitischen Niveau großer Teile der Friedensbewe-

gungientsprechen mag. FotgerichtigSfb es auch nach der

i..gi".ottgt"rklärung, menn lzfg nichts mehr gegen (X),

eio-eo spünbaten Mobilisierungseinbruch. Erstaunlich ist,

daß trotzdem noch rund 100.000 Menschen nach Bonn

gekommen sind (und spricht eher fü'r die Größe des (or-

ianisierten) harten Kerls der Friedensbewe$$S $d {ie
i4obilisieru'gswirk,,ng der SPD, die wohl kr:iftig ftir

"ihre" Demo geworben hat).

KA und Friedensbewegung klaffen hier also inzwischen in

relevanten bisherigen Konsenspositionen auseinander'

Den KA in dieser Situation konservieren zu wollen, weil

er derzeitgegenüber der mehrheitlichen Bewegung rela-

tiv fortschiittlich ist, ist m.E. m kwzsichttg gedacht'

Denn:
Es muß in der Friedensbewegung eine Perspektivdebatte

'geftihrt werden, in der ihre heutige reale Z-usammensel-

äng, ihre historischen Erfahrungen, die allgemeine wie

uufö.tuogtpolitische Lage untersucht und nach den

fnackpunkien für einen weiterfü'hrenden antimilitaristi-

schen Widerstand odei zumindest Protest erkundet wer'

den. Als Friedensbewegung die ausft q,'gftg1hin ernst ge-

nommen werden will, müssen wir eine widerständige und

praktikable Strategie entwickeln, die über die nächste
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Demo oder Blockade und den nächsten sowietischen oder
sonstigen Verhandlungsvorschlag hinausgehl.
Hierzu ist nicht nur die theoretische Diskussion. sondern
auch das Experimentieren mit neuen wie alten protest-
und Aktionsformen notwendig, die nicht von vornherein
in den Konsens der Gesamt(iest)bewegung eingearängt
sind.
Es müssen Analysen, Debatten und Handlrrngsorientie-
ru'rgen anderer sozialer Bewesunsen (wie äer Anti-r Bewegungen (wie der Anti-

/Soli-, BüLrgerrechts-, Frauenbe-

Der KA sollte seine Ohren und Augen mehr zur Basis der
Bewegung tragen, wenn schon nicht durch ständige Rota-
tion des Sitzungsortes (wofüLr die Bonn/I(öln-ansässigen
Organiffilisnen bzw. Vdrtreterlnnen wohl schon sorgen
werden), so doch zumindest alle viertel Jahre mal in einer
anderen Region - mit entsprechender Vorbereitung und
Einladung -, u sich mit den spezifischen Themen vor
Ort (Tiefflug, Militäreinrichtungen, Probleme der öf-
fentlichkeitsarbeit, Erfahrungen der Bewegungsansrm-
menarbeit, ...) befassen zu können. Den kontinuierlich
vor Ort arbeitenden Menschen gäbe dies zudem die
Chance, hin und wieder mal in die I(A-Arbeit
'reinzuriechen oder sich gar mit ihren Erfahrungen und
Einschätzungen einzubringen.
Allemal sollten die Aktions- und Perspektivkonferenzen
der Friedensbewegung von ihrer Köln/Bonn-Bindung
befreit werden - darin läge m.E. eine Chance, daß auch
mal wieder andere als die inzwischen konkurrenzlos do-
minierenden Gruppierungen sich an solchen Konferenzen
beteiligen. Hinzukommen müßte eine geänderte Konfe-
renzregie: Nicht mehr nur die KA-Mitglieder bziv. -Ver-
trerlnnen, sondern die gesamte Konferenz sollte wieder
an den wichtigen Entscheidungen beteiligt werden.
Da die geschrumpfte Beweguag verstärkt zum Objekt der
Parteienbegierde geworden ist sollte dies zum Anlaß ge-
nommen werden, die KA-Zusammensetzung gerade an
diesem Punkt zu überdenken. M.E. ist der Gedanke der
Diskussion wert, alle Parteien banr. Parteiuntergliederun-
gen im KA auf einen Beobachterstatus zurückzustufen. In
diesem Status und über die verbleibenden, überwiegend
auch parteiorientierten, KA-Mitgliedsorganisationen
vrürden ihnen noch hinreichende Einflußmöglichkeiten
bleiben aber andererseits ein politisches Srg"d gegeben,
daß die Parteien zwar potentielle Bündnispartnerinnen
von Bewegungen sind, aber nicht Teil von ihnen.
Diese Vorschläge sind vermutlich noch längst nicht hin-
reichend. Die zu erwartende strikte Ablehnung, die sie
erfahren werden, wird aber zeigen, als wie gravierend sie
von so manchen empfunden werden und wie schwierig ein
konstruktiver Veränderungsprozeß sein wird.

Auf die Unabhängrgen kommt es an

Wieviel an vorwärtstreibender Veränderung in der Frie-
densbewegung zu erreichen sein wfud" wird auch davon
abhängen, wie stark die linken und unabhängigen Grup-
pen in der Friedensbewegung noch zur Einrni5gf,ung und
Aktivität fähig und willens sind. Zviler fJngehors^-,
Kdtik an Airl,and Battle und NATO-Aufrüstungskurs,
Blockaden in Bremerhaven'83, Manöverbshindglungsa
'84, die Hunsrück-Demonstration'86 - um nur einige Bei-
spiele zu nennen - sind ja wesentlich auch auf ihrem Mist
gewachsen und haben die Friedensbewegung lm siniges
vsla-gebracht. Dies sollte auch in der jetzigen Situation
der Friedensbewegung versucht werden. fa diess6 $inns
wird am L2./L3. September in Frankfurt eine Konferenz
zur Perspekliu. uaaffoängiger, antimilitaristischer Frie-
dens- und Antikriegsarbeit stattfinden, zu der alle Inter-
essierten herzlich eingeladen sind (Themenschwerpunkte:
4stimilitaristische Perspektiven; Widerstand gegen zivile
wie militfische AtomnutzungAVackersdorf; heute statt-
findende Kriege z.B.kan{kak, Libanon und unsere Ver-
antwortung; ausbeuterische WelrwirtschafVKampagne
zum Internationalen W_ährungsfonds //
Kontakt und Info:
Fördergemeinschaft osffu;ingige Friedensarbeit e.V.,
St.-Pauli-Str. L0/t2,2800 Bremen 1, Tel.: 0421-7 89 6).

ru'rgen anderer
AKW-/Umwelr-, 3.Welt-/soli-,
wegung) in unsere Arbeit miteinbe;oseo *eideo - nicht
nur, weil vieles miteinander zusamüenhängt, sondern
auch, weil hierin eine Chance für mehr gemeinsame, be-
yequnqübelfeifende Kraftentfalt'rng liigt und weil unswegungsübergreilende Kraftentfaltrrng üäet und weil uns
in der Tat Rüstlngsexport, der iranilch_iiakische Krieg,
das Bombardement der Palästinenser-Lager, die Situä-
tion.in Südafrika, die "zivile" Nutzung der-Aiomenergie,
die (industrielle) Umweltzerstörung, äie zuneh- ende 

"so-

ziale verelendung eines Drittels diäser Gesellschaft nicht
gleichgiiltig sein darf.
Und vor lauter Nullen dürfen wir auch nicht aus den Au-
gen verlieren, daß wir bisher außer einem leichten An-
kratzen eines "sicherheitspolitischen Konsense,s', nicht viel
mehr erreicht haben. Die Art des eventuellen Zustande-
kommens einer "(X)',-Vereinbanrng kann den grundlegen-
den sicherheitspolitischen Konsens sogar viiede, Eao,
heile machen. Frisch, fromm, froh und fiei kann dan-n an
einer wesleuropäischen Militärmacht entlang der Achse
Franlreich-BRD - ausgerüstet mit bedrohlic-h viel Kapi-
tal, Atomwaffen, Chauvinismus, Interventionsbereitsch'aft
und -fähigkeit - weitergebastelt werden, um nur ein Bei-
spiel zu nennen.
Eine solche Suche nach neuen, situationsangepaßten Ori-
entierungen verlangt danach, die bisherieön-strukturen
und Arbeitsweisen zu überdenken und gS. neu ^r ge-
stalten.

Kleine Bewegungsstrukturreform

Den I(A einfach aufzulösen, wie es ab und zu in die Dis-
kussion gebjach1 wird, ist wohl nicht die richtige Antwort.
Aber er sollte in seiner Zusammensetzuns und Arbeits-
weise- ungestaltet werden (bzw. sich selbst- umgestalten),
um der Friedensbewegung ein wichtiges Instrument in
frischer Form zu erhalten und wieder nutzbar zu machen.
Im_folgenden- seien einige Punkte genannt, bei denen
m.E. eine lildsprng eintreten müßte.-

P. glt - dort wo sie bisher nicht stattfindet - die perspek-
tiventwicklung vor Ort anzrregen und ihre Weiterirer-
mittlung in die anderen Regionin, auf die Bundesebene
1a.e aych über Spektrengrenzen hinweg zu organisieren.
Die dazu norwendige Döbatte und Koämuni[-ation darf
nicht auf den KA beschränkt bleiben - in den grundsätz-
lich alle kontinuierlich arbeitenden Bewegungszusam-
menhänge_ -und -prgjgkte (Berufsgruppen, -Re[-ionalzu-

s_ammenschlüsse, Friedensbüros, ...) hinöingehören, aller-
aF.p i" einer Weise, daß die "Multis" in äer Bewegung
nicht den ganzen Laden dominieren. Die Debatte gJhOrI
in den KA-Rundbrief, wie auch die Information übör aile
in- der Friedensbewegung geplanten und stattfindenden
Aktionen, Kampagnen usw. - ob nun aus dem einen oder
anderen Spektrum, ob legal oder ungehorsam, ob Kon-
sens oder nicht. D.h. Schluß zu machen mit einem Rund-
brief als reinem Verkiin6unt organ für die vom KA ge-
tragenen Aktivitäten. Ein eigenständiges, nach journäli-
stischen Kriterien arbeitendös Redaküonskollelitiv. tate
dem "KA-Rundbrief' sicher gut.
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Vorwärts und nicht vergessen, warum die Bewegung besteht ...

von Thomas Schmidt (Initiative Kirche von unten)

Die Friedensbewegung ist da, sie ist lebendig das hat

sowobl die Demonstration am 13. Juni deutlich gemacht,

wie auch die vielen regionalen und lokalen Aktionen und

Informationsveranstaltungen, die in jümgerer Zeit durch-

gefüürt wurden oder füLr den Herbst geplant sind.

Die Friedensbewegung ist nicht über einen Kamm zu

scheren, sie besteht aus unzähligen örtlichen Initiativen
und Gruppen, regionalen und bundesweiten Zusammen-

schlüssen mit z.T. internationalen Verbindungen. Sie ist

nicht genau zu umreißen, nicht katalogisierbar, nicht

zählbar,nie völlig zu erfassen - und das ist auch gut so!

Die politische Situation ist durch die jirngste Entwicklung

noch nicht in eine wirklich neue Phase getreten. Vor-
schläge und Überlegungen bewegen sich auf offizieller

Ebene innerhalb der Abschreckungspolitik, deren angeb-

liche Effizienz nicht mehr als eine ideologische Legitima-

tionsbehauplung ist. Das System fördert die'Unterwer-
fung unter die Blockftiürungsmächte, deren weltweite

Interessen die europä'ische Sicherheit zur abhängigen Va-

riablen werden läßt. Die Aufrüstungsdynamik wird auf

die Länder der 3. Welt übertragen, schädigt diese da-

durch in unerträglichem Maße und vergrößert das Risiko

der horizontalen Eskalation von Konflikten. Durch die

Dominanz der militärischen Aspekte werden Bestrebun-

gen nach Freiheit und Demokratie schwer geschädigt.

Die konkreten militärpolitischen Planungen und Be-

schlüsse (2.B. Field Manual 100/5, Airland-Battle 2000,

SDI, Konventionalisieru'g der Rüstung) machen zudem

deutlich, daß alle Mittel für eine Kriegsftrhrungsfähigkeit

zur Verfügung gestellt werden sollen. D.h. daß selbst die

mit der herkömmlichen Abschreckung verbundenen

Kriegsverhütungsstrategie konkret überholt ist.

Die Friedensbewegung muß dieser falschen, ja katastro-

phalen Entrvicklung entgegentreten. Da sie ohne Rück-

licht auf taktische Verhältnisse, wie sie die Politik der

Parteien weitgehend bestimmen, ihre Arbeit im Sinne

langfristiger sozialer Lernprozesse konzipieren muß, ge-

hori sie zu den wichtigsten Kräften politischer und kul-

tureller Veränderung. Sie hat keinen Anlaß, sich den

Parteien unterzuordnen, sie sollte allerdings in alle Par-

teien hineinwirken.

Dazu müssen wir den Gedanken einer Utopie des Frie-

dens verbreiten, für den sich die Menschen wirklich enga-

gieren wollen. Um ein breites Engagement zu wecken,

müssen wir gleichermaßen dem Mythos der eigenen

Ohnmacht und dem Mythos der Unabschaflbarkeit der

Waffen entgegentreten. Wir halten eine Gesellschaft für

möglich, öe nach innen und außen Gerechtigkeit ver-

wirklicht und in der Lage ist, sich sozial und gewaltfrei

gegen äußere Ansprüche zur Wehr zu setzen. Wenn "So-

äJe Verteidigung' langfristige Zielperspektive bleibt, ist

heute gewaltfreier Widerstand und ziviler Ungehols-am

die wÄentliche Aktionsperspektive eigenen Handelns,

die schon auf diese Utopie verweist. Um unser langfristi-

gesZiel zu erreichen, müssen wir Ausstiegsszenarien aus

der jetzigen Rüstungssituation und Übergansszenarien

(NATO-Austritt, Blocküberwindung, strikte Devensiv-

konzepte ohne "Atomschirm") entwickeln. Zugleich sind

die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu untersu-

chen, zu beschreiben und entsprechend zu verändern, vor

allem in Benrg auf die Wirtschaftweise unseres Systems,

soziale Gerechtigkeit, Nord-Süd- Verhältnisse, Demo-

kratisierung.

Konkret heißt das, daß wfu nicht erneut in den Fehler

verfallen dürfen, auf das zu starren, was auf der Ver-

handlungsebene - sicherlich erfreulicherweise - verstärkt,

aber wohl vor allen Dingen publikumswirksam, verhan-

delt wird. Ob diese Verhandlungen wirklich zu substan-

zieller Abrüstung, oder wie bisher nur nr verdeckter Auf-

rüstung führen ( die dan" von uns nur unter ersehwerten

Bedingungen in das Bewußtsein der Menschen gebracht

werden kann), mag dahin stehen, wenn auch das Letztere

immer wahrscheinlicher wird. Klar ist jedenfalls, daß sich

jedes Verhandl"ngsergebnis auch weiterhin in dem oben

teschriebenen Rahmen von'Abschreckungs bav. Kriegs-

füLhrungsszenarien bewegen wird.

Es ist deswegen notwendig, daß w'lr mit unseren Attionen
und Informationen - schon im Herbst - die ganze inhaltli-

che Breite, auf der sich die Friedensbewegung auch in

Zukunft bewegen mü, - wie sie z.B. in den 5 Kölner

Punkten deutlich wird - zum Ausdruck bringen. Es wäre

völlig falsch, sich etwa wieder zur Anti-Raketen-Bewe-
gung zurückzuentwickeln, die Pershing II und die Cruise

Vtissles v6hlmöglich innerlich schon abzuhaken, und sich

jetzt etwa auf die Pershing Ia zu sttirzen! Vielmehr müs-

ien neben allen Mittelstreckenbasen konventionelle Mi-
littirsttitzpunkte, miütärische Infrastruktur und nicht zu-

letzt die sogenannten zivilen Atomstandorte (insbeson-

dere Wackeidorfl Orte der Auseinandersetzung sein. Die

zunehmende Militarisierung des ganz normalen Alltags

der Menschen in unserer Gesellschaft sollte ein Schwer-

punkt der Informationsveranstaltungen sein'

Der Koordinierungsausschuß der Friedensbewegung

kann in dieser Auseinandersetzung durchaus eine Funk-

tion haben, wenn er seine regelmäßigen Sitzungen wie-

der zum Ort der gut vorbereiteten wichtigen Überlegun-

gen und Entscheidungen macht. Er muß dazu allerdings

praktisch wieder zu seiner politischen Breite zurückfin-

äen. D.h. es ist dringend erforderlich, daß insbesondere

die parteiunabhängigen Teile der Friedensbewegung wie-

der zu einem ernstlaftem Engagement im KA kommen'

Andererseits muß dafür Sorge getragen werden, daß die

Vertreterlnnen die Verbindungen zu den Diskussionen in

den verschiedenen Regionen herstellen. Entscheidungen,

die auf einer solchen Basis zustandekämen, würden die

Chance bieten, mit der Bewegung etwas zu bewegen.

Für den Herbst sollte der KA die Funktion übernehmen,

die vielfältigen auf regionaler Ebene vorbereiteten Aktio-

nen bundesweit informativ zu verklammern, um ein

Stück unserer Alternative einer gewaltfreien und ökologi-

schen Lebensform gteilbar werden zu lassen!
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Plädoyer für eine Minimalstruktur

von Gerd Pflaumer (Gustav Heinemann-Initiative)

In der Sitzung des KA am 13. Juli 1987 haben die vier
Mitgliedsorganimli6llsn ASF, Pax Christi, ESG und ghi,
unterstützt von der AGDF (Beobachterstatus) beantragt,
die gegenwärtig bestehende zentrale Struktur der Frie-
densbewegung in der Bundesrepublik (Koordinierungs-
ausschuß, Geschäftsftifrrung und Bonner Büro) zu refor-
mieren. Der Antrag fand zwar in der vorgetragenen Form
keine Mehrheit. Man war sich jedoch im KA darüber ei-
nig daß schon aus finanzis11.r Gründen Veränderungen
vor allem im Blick auf das Bonner Büro notwendig sind.
Es wurde daher beschlossen, eine Arbeitsgruppe (BUF,
DFG-VK ghi, IKw, KoFAZ und AGDF) einzusetzen.
die bis zur nächsten KA-Sitzung am 25. September ent-
sprechende Vorschläge entwickeln soll.

Den fibrf oben genannten Organisationen ging es aller-
dings -wie nachstehend ausgeftihrt wird- bei ihrem An-
trag nicht nur um die finanziellen Aspekte.

Zur gegenwärtigen Struktur:

Wtihrend der Vorbereitung der Bonner Demonstration
am 1,3. Juni 1987 hat sich erneut gezeigt, daß die gegen-
wärtige Zentralstruktur der Friedensbewegung in der
Bundesrepublik reformbedüLrftig ist.

Bei den KA-Sitzungen waren wichtige stark basisorien-
tierte Gruppen vor allem aus dem parteiunabhängigen
Spektrrrm (2.B. Komiteee für Grundrechte, ASF, BBU,
ESG) nur noch sporadisch vertreten. Die politische
Breite des KA verengte sich dadurch ebenso wie seine
Repräsentanzfunktion der Basis. Die von diesem Spek-
trum in der Vergangenheit ausgeübte Pufferfunktion zw.i-
schen den parteipolitisch orientierten Gruppen im KA
fehlte zunehmend. Erhöhte Reibungsverluste sowie ab-
nehmende Konsens- und Basisorientierung waren die
Folge. Andere Gruppen nahmen zntar an den Sitzungen
teil, verhielten sich aber großteils aus Frustgründen eher
passiv und beteiligten sich nicht einmal mehr an Abstim-
mungen. Die Diskussionen im KA ritualisierten sich vor-
wiegend in der Weise, daß immer dieselben Leute diesel-
ben Monologe abließen und von einem Aufeinanderzu-
bewegen, was den KA in früheren Zeiten immer wieder
positiv kennzeichnete, kaum noch etwas zu spüren war.
Politische Hahngnkimpfe und Versuche, sich gegenseitig
über den Tisch zu ziehen, prägten die meisten Sitzungen
mit der Folge, daß wichtige Entscheidungen nicht im KA
getroffen wurden, sondern der Geschäftsführung überlas-
sen blieben. Die Gemeinsamkeit des politischen Ziels
versank immer mehr im politischen Egoismus einzelner
Spektren.

Auch die aus neun Organisationen zusammengesetzte
Geschäftsflifuung litt darunter, daß sich nur vier (Ko-
FAZ, IKw, BUF und DFG-VK) regelmäßig beteiligten,
was die Ausgewogenheit der getroffenen Entscheidungen
nicht unberührt ließ.

Das Verhältnis KA-Geschäftsführung drehte sich in der
Weise u'n, daß in Wirklichkeit die Geschäftsführung und
damit die genannten vier Organisationen das Sagen hatte,

während der KA den von der Geschäftsführung längst
getroffenen Entscheidungen nur noch akklamierte oder
nicht einmal mehr dazu kam.

Die Zentralisierung wurde so im wahren Sinn des Wortes
auf die Spitze getrieben. Strukturelle Veränderungen sind
schon aufgrund dieser Enrwicklung dringend angezeigt.

Hinzu kommt noch etwas anderes: Der KA ist als freiwil-
liges Zweckbündnis aü Zeit angelegt. Seine Hauptauf-
gabe besteht in der Koordinierung überregionaler Akti-
vitäten der Friedensbewegung. Da der Schwerpunkt der
Friedensarbeit in nächster Z,eit auf dezentralen Aktionen
liegen sollte, ist auch von daher jetzt die Gelegenheit zu
einer Reform der vorhandenen Struktur güurstig.
Schließlich kann die schlechte finanzielle Situation des
KA nicht verschwiegen werden. Ein teures Büro in Bonn
kann er sich nicht länger leisten.

Wie soll es weitenqehen?

[,i19 minimale Zentralstruktur der Friedensbewegung in
der Bundesrepublik muß erhalten bleiben. Der KA darf
deshalb nicht aufgelöst werden. Im Gegenterl: Die Zahl
seiner Mitglieder sollte um die großen berufsorientierten
Friedensinitiativen erweitert werden. Sie gehören eigent-
lich schon längst dazu.
Statt einer Geschäftsführung sollte der KA eine AG aus
Personen, die das Vertrauen möglichst vieler KA-Mit-
gliedsorga"isationen besitzen, wählen. Ihre Aufgabe be-
schränkt sich darauf, in mehrmonatigen Abständen statt-
findende KA-Sitzungen vorzubereiten, den KA bei Be-
darf ad hoc einzuberufen und bundesweite Konferenzen
der Friedensbewegung zu planen. Der KA-Rundbrief als
wichtiges Kommunikationsinstrument sollte - sich finan-
ziell möglichst selbst tragend - beibehalten und von einer
eigens dafür eingesetzten AG gemacht werden.

Der KA sollte über möglichst kleines Büro, aus Kosten-
gribrden eventuell bei einer KA-Mitgliedsorganisation
oder dem KA sonst verbundenen Organisation in Bonn
angesiedelt, mit einer Halbtagskraft verfügen. Mehr als
30.000 DM Fixkosten pro Jahr dafür dürfen nicht anfal-
len, wobei vor Eingang entsprechender Verpflichtungen
geklärt werden muß, woher dieses Geld kommt. Das
Bü,ro dient in erster Linie als Kontakt- und Clearingstelle
der Friedensbewegung und zur technischen Abwicklung
der Arbeit der beiden zuvor genannten AG,s.
Mit dieser Strukturreform könnte erreicht werden, was
schon längst fällig ist - die Friedensbewegung vom Kopf
wieder auf die Füße zu stellen.
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Liebe Freundinnen und Freunde,

Imoressum
ffi@ln to- Koordinierungsausschuß der

Friedeniblwegung, Bornheimer Str. 20, 5300 Bonn 1'

Telefon : 0228-6929M I 05

Redaktion dieser Ausgabe: Ingo Arend, Martin Bött-

ser, Alfons Glasmacher. Gerd Greune (V.i'S'd'P')' Ot-
Li.d \as.auer, Christine Schweizer. Mani Stenner'

Gregor Witt (alle Bornheimer Str. 20, 5300 Bonn 1)

Runäbrief 4i87, Auflage: 8000 stüclt Druck Fa'

Henke, Köln
Einzelpreis (Nachbestellungen) DM 1,00, Jahresabon-

nemeni incl.Versand DM 20,-, Förderabo DM 50'-

Der Koordinierungsausschuß ist für seine Arbeit auf
Spenden und U nterstützungsbeiträge angewiesen'

Konto: Gerd Greune, Sonderkonto Frieden (KA) Nr'

87 783 bei der Sparkasse Bonn (BLZ 380 500 00)

Fotos(die meisten): Fotoagentur Joker, Bonn
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aus Kostengrümden wollen wir den Verteiler für den Rundbrief aktualisieren.

Wir bitten Euch deshalb um Nachricht bzw. Rücksendung des Coupons, wenn

Ihr an der Zusendung nicht mehr interessiert seid oder ihn unnötigerweise

doppelt bekommt. Und zahlt bitte fur weiterlaufende und neue Abos bitte den

Jahresbeitrag, wenn lhr den Rundbrief weiterhin regelmäßig bekommen wollt.
Der Koordinierungsausschuß wird ausschließlich über diese Abos und Spen-

6sn finanziert.
Informationsaustausch ist für die Friedensbewegung wesentlich. Sendet uns

deshalb bitte regel-rn?ißig Informationen über Eure Arbeit und Eure geplanten

Aktivitaten im Herbst und während der Friedenswochen. So kann die Dar-

stellung im Rundbrief und z.B. der Presse gegenüber vollständiger und besser

werden.
Für den 2gJ4g.November laden wir Euch zur bundesweiten Aktions- und Strategiekonferenz der Friedensbewegung ein.

Die Diskussion und Absprache von Aktionen und die bundesweite Koordinierung der Friedensbewegung soüte durch die

Diskussionen innerhalb der Friedenswochen im November und durch Eure örtlichen Kongresse vorbereitet werden'
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(ausschneiden oder fotokopieren und zurück an: Koordinierungsausschuß, Bornheimer Str.20' 5300 Bonn 1)

o Ich/rvir trestelle/n:

weitere Exemplare Rundbrief 4/87 ä 1',00 ab 10: 0,90 DM """""
Stück Zeitung zu den Herbstaktionen ä0,15 ab 250:0,10 Py

Porto: bis 10,- - > DM :,-; tli SO.- - > DM 6.-; bis 100,- -- > DM 10,-; sonst 107a des Preises POrto: DM """""

O lch/wir za}/rfln das Jahresabonnement für den "Rundbrief' für 1987 / 1988 DM """""
O lclVwir spende/n für die Friedensbewegung DM """""

DM--Die Gesamtsurnme in Höhe von

habe/n ich/wir am ............ gezahlt an:

O G.Greune, Sond-erkonto Frieden(KA), Sparkasse Bonn (BLZ 380 500 00), Ko:rto-Nr.87 783

O G.Greune, Sonderkonto F., Postgiroamt Köln (8L237010O 50), Konto-Nr. 799!-:41_

O durch beiliegendes Bargeld I Veirechnungsscheck (Zutreffendes bitte unterstreichen)

O lch/wir möchte/n gern die Rundschreiben des Koordinierungsausschusses erhalten

O Ichiwir möchte/n aus dem Verteiler gestrichen werden


